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Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal", Schörzingen 
Ergebnis der Öffentlichen Auslegung und Behördenanhörung 
 
 
Sachverhalt 
 
Der Gemeinderat hat am 19.01.2022 den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 
„Pfarrscheuerareal“ in Schörzingen gefasst.  
 

 

Amt: Bauamt   

Bearbeiter: Sabine Neumann   

Aktenzeichen: 623.42:Pfarrscheuerareal/Bebauungsplan   
     

Protokollauszug an: Ortsvorsteher, Bauamt    



 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als „Bebauungsplan der 
Innenentwicklung“ ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
Es erfolgt im beschleunigten Verfahren auch nur eine einmalige Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung. 
 
Die Öffentliche Auslegung fand vom 11.04.2022 bis einschließlich 13.05.2022 statt. Die Behörden 
hatten vom 07.04.2022 bis einschließlich 13.05.2022 Zeit, ihre Stellungnahmen abzugeben. 
 
Alle eingegangenen Stellungnahmen sind in der beigefügten Querliste zusammengestellt und 
jeweils mit einem Abwägungsvorschlag versehen. Herr Ohnmacht vom Planungsbüro wird in der 
Sitzung anwesend und die Stellungnahmen erläutern. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Beschlüsse entsprechend den Abwägungsvorschlägen auf der Querliste. 
 
   
 
 
Anlagen 
 
Querliste 
Abgrenzungsplan 
Planzeichnung Variante 1 
Planzeichnung Variante 2 
Textliche Festsetzungen 
Umweltbeitrag 
Streuobstausgleich 
Behördenstellungnahmen   
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Landratsamt  
Zollernalbkreis 
Schreiben vom 
31.05.2022 
 
Wasser- und  
Bodenschutz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwasserbeseiti-
gung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrsamt 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Bodenschutz (vorsorgender) 
(Sparsamer Umgang mit Boden, Flächenrecycling, Eingriffsbewertung) 
 
Aus Sicht des Bodenschutzes bestehen keine Einwände gegenüber dem Vor-
haben. Es ist zu beachten, dass bei einer zukünftigen Erschließungs- und 
Bauplanung frühzeitig Verwertungswege für den Ober- und Unterboden ge-
klärt werden. Eine sinnvolle Verwertung kann auf landwirtschaftlichen Flä-
chen oder in Form von anderweitigen Aufwertungen von kulturfähigen Böden 
an anderer Stelle erfolgen. 
 
Die Belange des Bodenschutzes sind in den Umweltbelangen (Vermeidung 
und Minimierung von Beeinträchtigungen) und in C. Hinweise, Kap. 2 berück-
sichtigt.  
 
Die Verpflichtung zum Bau von Retentionszisternen und die Möglichkeit zur 
Regenwassernutzung werden begrüßt.  
 
Wir weisen darauf hin, dass die Drosseleinleitmenge der Zisternen in die örtli-
che Kanalisation frühzeitig mit den Bauherren abzustimmen ist. Abhängig 
vom Grad der Versiegelung und/oder Nutzung des Regenwassers kann das 
Mindestvolumen von 4 m³ nicht ausreichen.   
 
 
 
Aus unserem Zuständigkeitsbereich ergeben sich keine grundlegenden Be-
denken gegen die Planung.  
Die Verkehrsfläche für öffentliche Stellplätze wird begrüßt. 
Aus Verkehrssicherheitsgründen wird generell ein Gehweg gefordert.  
 

 
 
 
 
 
Zur Kenntnis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es werden keine Retentionszisternen sondern 
normale Zisternen vorgeschrieben. Die Entwässe-
rung erfolgt im Mischsystem. Die Kanäle im Bau-
gebiet und folgend sind ausreichend dimensio-
niert. Der Vorfluter ist ausreichend leistungsfähig. 
Somit wäre keine Retention notwendig. Die fest-
gesetzten Zisternen dienen lediglich als zusätzli-
che Maßnahme.   
 
 
Festsetzung der Straße als öffentliche Verkehrs-
fläche, der Rest ist Sache der Erschließungspla-
nung und der verkehrsrechtlichen Regelung au-
ßerhalb des BPlanes. 
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Gewerbeaufsicht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vermessungsamt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es müssen auch für lebende Einfriedungen die Obergrenze von 1 m gelten, 
da Hecken genauso wie tote Einfriedungen zu Sichtbeeinträchtigungen beim 
rückwärts Ausfahren führen.  
 
 
 
Aus unserem Zuständigkeitsbereich ergeben sich keine Bedenken gegen das 
Vorhaben.  
 
Die Wohngegend direkt neben oder bei einer Kirche kann unter Umständen 
hinsichtlich der Lärmimmisionen durch Glockenschläge kritisch sein. Insbe-
sondere wenn ein Allgemeines Wohngebiet direkt an die Kirche anschließt. 
Unsere Erfahrungen haben gezeigt, dass Lärmbeschwerden von Anwoh-
ner*innen teilweise berechtigt sein können und dies im Extremfall zu Ein-
schränkungen des Glockenschlages führen kann.  
 
Flurneuordnung 
Aus unserem Zuständigkeitsbereich ergeben sich keine Bedenken gegen die 
Planung.  
Wir weisen jedoch auf Folgendes hin: 
 
Das Planungsgebiet des Bebauungsplans „Pfarrscheuerareal“ befindet sich 
innerhalb des laufenden Flurneuordnungsverfahrens Schömberg-Schörzin-
gen (Pfarrscheuerareal). 
 
Im Bereich der Flurstücke 4931, 4932, 4933 und 4934 wurde der Grenzver-
lauf geringfügig geändert und dem bearbeitenden Planungsbüro Ohnmacht 
Ingenieure mitgeteilt. Diese geringfügige Änderung ist in den vorliegenden 
Planungsunterlagen nicht enthalten.  
Die Flurstücksgrenzen im Flurbereinigungsgebiet sind noch nicht rechtskräftig 
und können sich im weiteren Verfahrensverlauf noch ändern, z.B. aufgrund 
von Widersprüchen.  
 
 

Die Festsetzungen für die Einfriedungen werden 
entsprechend angepasst. Sie gelten somit für tote 
Einfriedungen und Hecken gleichermaßen. 
 
 
 
Zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
Die endgültigen Grenzverläufe in diesem Bereich 
wurden erst nach Erstellung der Entwurfsunterla-
gen übermittelt. Sie werden in der Planzeichnung 
noch angepasst. 
 
 
 



Stadt Schömberg: Bebauungsplan „Pfarrscheuerareal“, Schörzingen Vorlage GR 
Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 BauGB: öffentliche Auslegung, beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Behörde / Öffentlichkeit Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

 

Behandlung der Stellungnahmen Seite 3 von 19 

 
 
 
 
 
 
 
 
Abfallwirtschaftsamt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vermessung 
Der Bebauungsplan befindet sich innerhalb des Flurbereinigungsgebietes 
Schömberg-Schörzingen „Pfarrscheuerareal“. Die im Bebauungsplan darge-
stellten Flurstücke entsprechen nicht der aktuellen Liegenschaftskarte. 
Die Darstellung der Flurstücke entspricht dem neuen Bestand der Flurbereini-
gung (noch nicht rechtskräftig). Siehe Stellungnahme der Flurneuordnung. 
  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen aus abfallwirtschaftlicher Sicht keine Be-
denken, wenn folgende Hinweise beachtet werden und somit 
 

- die Tragfähigkeit der Straßen mindestens 30 t beträgt, 
- die Straßenbreite zum Entleeren der Müllbehälter mindestens 4 m be-

trägt, 
- das Durchfahrtprofil mindestens 4 m Höhe und 3 m Breite beträgt, 
- es sich um Durchfahrtstraßen oder um Sackgassen / Stichstraßen mit 

einer Wendemöglichkeit von mindestens 18 m Durchmesser handelt, 
- bei Gefällstrecken die Abfallsammelfahrzeuge sicher gebremst wer-

den können, 
- Privatwege, Privatstraßen und Privatgrundstücke nur dann befahren 

werden, wenn die schriftliche Erlaubnis des / der Eigentümer vorliegt.  
 
Sonstige Hinweise: 
 
Falls Grundstücke nicht direkt anfahrbar sind, weil keine ausreichend dimen-
sionierte Wendemöglichkeit besteht, müssen die betroffenen Anwohner ihre 
Abfälle entsprechend den Vorgaben der Abfallwirtschaftssatzung des Zollern-
albkreises an der nächstgelegenen Durchfahrtstraße zur Abholung bereitstel-
len. Insoweit wird angeregt, eine entsprechende Regelung in den Bebau-
ungsplan aufzunehmen oder die betroffenen Grundstückseigentümer davon 
zu unterrichten.   
 
 
 

Das Flurneuordnungsverfahren ist mittlerweile ab-
geschlossen, so dass keine weiteren Grenzände-
rungen zu erwarten sind. Die Planzeichnung ent-
spricht somit dem aktuellen Stand. 
 
 
 
.  
 
Die Straße wird im Zuge der Erschließung ausrei-
chend tragfähig hergestellt.  
Der Durchmesser der geplanten Wendeanlage ist 
kleiner, entspricht aber den Vorgaben der RASt 
für das Wenden eines 3achsigen Müllfahrzeugs. 
Die Größe der Wendeanlage ist somit ausrei-
chend bemessen. Sie wurde im Vorfeld bereits 
mit dem LRA abgestimmt und findet in dieser 
Größe auch in vielen Baugebieten Anwendung. 
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Brandschutz 
 
 
 
Kreisbaumeister- 
stelle 
(E-Mail vom 
30.06.2022) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben, sofern die beiliegenden 
Nebenbestimmungen als Bestandteil in den baurechtlichen Bescheid aufge-
nommen werden. 
 
Es bestehen keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Pfarrscheuerareal“ in Schömberg-Schörzingen. 
 
Der Bebauungsplan ordnet mehrere städtische und private Grundstücke neu 
und ermöglich so die Nachverdichtung in zentraler Lage. 
 
Das Baugebiet gliedert sich in ein kleines Mischgebiet (gemäß der aktuellen 
Nutzung) und in ein Wohngebiet mit insgesamt 5 Bauplätzen für Einzel- und 
Doppelhäuser. 
Bestandsbebauung bleibt teilweise bestehen. 
 
Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) 
Die Gebäudehöhe ist ab der EFH zu messen. 
 
Bezieht sich die EFH auf den Rohfußboden oder auf den Fertigfußboden? 
In der Regel bezieht sich die EFH auf die Rohfußbodenhöhe, ansonsten wäre 
die Gebäudehöhe vom Fußbodenaufbau im Erdgeschoss abhängig.  
 
Die ermittelte Höhenlage der EFH lässt Abweichungen um +/- 0,30 m zu. Be-
misst sich die Gebäudehöhe ab der ermittelten EFH oder ab der tatsächlich 
gewählten EFH? 
 
Garagen, Carports und Stellplätze 
Freistehende Einzelgaragen und Einzelcarports sind nicht zulässig.  
Sie sind an das Hauptgebäude anzubauen oder durch ein geeignetes Bauteil 
anzubinden. 
Was ist ein geeignetes Bauteil, um eine Garage oder ein Carport „anzubin-
den“? 
Dachaufbauten, Dacheinschnitte, Zwerchgiebel, Gegengiebel und Quer-
bauten sind zulässig. 

Zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzungen werden dahingehend geän-
dert, dass sie sich auf die Rohfußbodenhöhe be-
zieht. 
 
Die Abweichungen beziehen sich auf die ermit-
telte Höhe, dies wird präzisiert. 
 
 
 
Wird geändert in: „Freistehende Einzelgaragen 
und Einzelcarports werden nicht zugelassen. Sie 
sind an das Hauptgebäude anzubauen.“ 
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Umweltamt 
Schreiben vom 
23.06.2022 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sollen die Gestaltungsrichtlinien „Dachaufbauten“ vom 12.01.2006 auch für 
den Bebauungsplan „Pfarrscheuerareal“ Gültigkeit haben? 
Oder dürfen Dachaufbauten, Dacheinschnitte, Zwerchgiebel, Gegengiebel 
und Querbauten frei geplant werden? 
 
Die Stadt Schömberg plant in der Teilgemeinde Schörzingen, den Bereich 
des sog. Pfarrscheuerareals zur Wohnnutzung umzuwidmen. 
 
Es wird das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB angewandt. Somit 
liegen weder Umweltbericht noch Eingriffs-/Ausgleichsbilanz vor. Umwelt- 
und Artenschutzbelange werden in Form eines „Umweltbeitrags“ behandelt. 
 
Der Flächennutzungsplan weist das Plangebiet als Wohnbaufläche aus. Der 
Regionalplan sieht das Gebiet als Siedlungsfläche Wohnen und Mischgebiet 
vor. Damit widerspricht das Vorhaben nicht der übergeordneten Planung. 
 
Schutzgebiete und gesetzlich geschützte Biotope 
Das Plangebiet liegt außerhalb von Schutzgebietskulissen und gesetzlich ge-
schützten Biotopen. Allerdings war das Areal bis vor kurzem durch einen 
Streuobstbestand geprägt. Das Planungsbüro geht davon aus, dass der be-
troffene Streuobstbestand lediglich eine Fläche von 1.200 m² umfasst bzw. 
umfasst hatte.  
 
Dieser Einschätzung folgt die Untere Naturschutzbehörde nicht. Wir gehen 
nach Überprüfung vor Ort und nach Abgleich auch mit früheren und älteren 
Luftbildern davon aus, dass der Streuobstbestand vor der Rodung zahlreicher 
Bäume, die vor kurzem stattgefunden haben muss, deutlich über der Größe 
von 1.500 m² gelegen hat. Deshalb kommt nach unserer Einschätzung die 
Neuregelung entsprechend § 33a NatSchG zum Tragen. Das bedeutet, dass 
entsprechend des Eingriffs ein gleichwertiger Streuobstbestand geschaffen 
werden muss. Aufgrund des Alters des früher hier vorhandenen Bestands 
und des zu berücksichtigenden „Time-Lags“ wird eine Kompensation im Fak-
tor von mindestens 1 zu 2 notwendig werden. Wir gehen hier von einer Größe 
von mind. ca. 1.600 m² aus. Somit liegt der Ausgleichsbedarf bei mindestens 

Die Festsetzungen der Gestaltungsrichtlinien vom 
12.01.2006 werden entsprechend in den Bebau-
ungsplan übernommen und die Festsetzungen 
dahingehend angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Streuobstbestände werden definiert nach § 4 Ab-
satz 7 des Landwirtschafts- und Landeskulturge-
setzes (LLG): 
Streuobstbestände sind eine historisch gewachsene Form 
des extensiven Obstbaus, bei dem großteils starkwüchsige, 
hochstämmige und großkronige Obstbäume in weiträumigen 
Abständen stehen. Charakteristisch für Streuobstbestände 
ist die regelmäßige Unternutzung als Dauergrünland. Dane-
ben gibt es Streuobstäcker mit ackerbaulicher oder gärtneri-
scher Unternutzung, Streuobstalleen sowie sonstige linien-
förmige Anpflanzungen. Häufig sind Streuobstbestände aus 
Obstbäumen verschiedener Arten und Sorten, Alters- und 
Größenklassen zusammengesetzt. Sie sollten eine Mindest-
flächengröße von 1 500 m² umfassen. Im Unterschied zu 
modernen Obst-Dichtpflanzungen mit geschlossenen einheit-
lichen Pflanzungen ist in Streuobstbeständen stets der Ein-
zelbaum erkennbar. 
Im vorliegenden Fall handelt es sich größtenteils 
um Hausgartenflächen mit Einzäunung, in denen 
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3.000 m² neuer Streuobstfläche. 
 
Zur Verifizierung dieser Einschätzung sind wir gerne bereit, Luftbildauszüge 
zur Verfügung zu stellen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mindestens zur Hälfte halb- und niederstämmige 
Obstbäume gepflanzt sind. 
Auch sind die Bäume in den Fernerkundungsda-
ten für Streuobst der LUBW nicht enthalten. 
Damit ist die grundsätzliche Einstufung der Flä-
che als innerörtlicher Streuobstbestand zumindest 
fraglich. 
 
Die erwähnte Rodung einzelner Bäume ist bereits 
vor Einleitung erster Planungsschritte durch die 
Grundstückseigentümer erfolgt und damit unab-
hängig von dem vorliegenden Verfahren zu be-
trachten. Dementsprechend erfolgte die Bestand-
serfassung und Bewertung nach dem Status Quo 
im Sommer 2021. 
 
Der geforderte Ausgleichsbedarf von 1:2 er-
scheint aufgrund der vorgenannten Punkte nicht 
angemessen. 
 
Vorgesehen wird als planexterne Ausgleichsmaß-
nahme die Kombination der Revitalisierung eines 
vorhandenen Streuobstbestandes in Verbindung 
mit Neupflanzungen auf einer Fläche von ca. 
2.600 m² auf Teilflächen des städtischen Flur-
stücks Nr. 4014, Gemarkung Schörzingen, im Ge-
wann Eschelbach. 
Die Maßnahme ist auf Grundalge des Pflegekon-
zepts für das Streuobstgebiet „Eschelbach“ entwi-
ckelt. 
 
Die Maßnahme wird durch einen öffentlich-rechtli-
chen Vertrag gesichert. 
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Artenschutz 
Die Artenschutzbelange wurden in Form einer Habitatpotenzialanalyse be-
handelt.  
 
Nachdem hier bereits zahlreiche Bäume bereits „abgeräumt“ wurden, ist eine 
Abarbeitung des Artenschutzes in Form einer „worst-case“-Betrachtung not-
wendig. 
 
Vorzeitige Rodungen, die durchgeführt wurden, um möglicherweise arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände zu verhindern, haben immer zur Folge, 
dass für betroffene Areale eine „worst-case-Betrachtung“ erfolgen muss. Ein 
ähnlich gelagerter Fall in Schörzingen vor wenigen Jahren hatte dazu geführt, 
dass ebenfalls eine solche Untersuchung notwendig geworden war. Insofern 
verwundert es uns, dass hier erneut „vollendete Tatsachen“ geschaffen wur-
den. 
 
Es muss davon ausgegangen werden, dass hier schützenswerte Arten vorge-
kommen sind, deren Lebensräume beseitigt wurden.  
 
Die Abarbeitung es artenschutzfachlichen Kapitels muss daher nachgebes-
sert und ergänzt werden.  
 
 
 
Hinweise: 
 
Angeregt wird in Bezugnahme auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 20 Bau-
gesetzbuch und § 74 der Landesbauordnung, die Gestaltung der unbebauten 
Flächen der Baugrundstücke (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) zu regeln.  
 
Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft (§9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB). 
 

 
 
Der Artenschutzbeitrag wird um eine worst-case-
Betrachtung ergänzt, ggf. werden zusätzliche 
Festsetzungen getroffen. 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden 
um folgende Regelungen ergänzt: 
 
 „Die Verwendung von Außenbeleuchtung muss auf das 

allernötigste Maß beschränkt werden. Unverzichtbare 
Lampen und Leuchten der gesamten Außenbeleuchtung 
müssen mit insektenschonender Bauweise und nicht an-
lockendem Lichtspektrum verwendet werden. 

 Für den potenziellen Verlust von Höhlenstrukturen an 
Obstbäumen im Plangebiet, die von der Avifauna als 
Brutplatz genutzt werden können, sind auf den gemein-
deeigenen Flurstücken Nr. 170 und 178 insgesamt 6 
Nisthöhlen (z.B. Nisthöhle „1B“ der Firma Schwegler) an 
Bestandsbäumen zu verhängen. 

 Für den potenziellen Verlust von Asthöhlen und Spalten-
strukturen an Obstbäumen im Plangebiet, die von Fle-
dermäusen als Hangplatz genutzt werden können, sind 
auf den gemeindeeigenen Flurstücken Nr. 170 und 178 
insgesamt 6 Fledermausflachkästen (z.B.: „Fledermaus-
flachkasten 1FF“ der Fa. Schwegler) an Bestandsbäu-
men oder an öffentlichen Gebäuden zu verhängen. 

Es ist ein fachgerechtes Verhängen und eine fachgerechte 
Pflege der Nist- und Fledermauskästen zu gewährleisten“ 
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Maßnahmen zum Bodenschutz 
 
1. Stellplätze sowie die Zufahrten zu Stellplätzen und Garagen sind mit was-

serdurchlässigen Materialien herzustellen (beispielsweise Fugenpflaster, 
Rasengitter). 
 

2. Flachdächer von Einzel- und Doppelgaragen sowie von Garagen sind  
extensiv mit regionalem Saatgut zu begrünen.  

 
3. Zum Schutz der ökologischen Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-

turhaushalts sowie zur Verbesserung des örtlichen Kleinklimas sind Frei-
flächen im Bereich privater Baugrundstücke – außer im Traufbereich der 
Gebäude bis max. 0,5 m  Breite – unversiegelt zu belassen, gärtnerisch 
anzulegen und dauerhaft zu erhalten.  

 
4. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (Folie, Vlies) sind 

nur zur Anlage von permanent mit Wasser gefüllten Gartenteichen zuläs-
sig. 

 
5. Großflächig mit Steinen, Kies, Schotter oder sonstigen vergleichbaren lo-

sen Materialschüttungen bedeckte Flächen, in welcher diese (Steine, 
Kies, Schotter oder sonstige vergleichbare lose Materialschüttungen) das 
hauptsächliche Gestaltungsmittel sind und Pflanzen nicht oder nur in ge-
ringer Zahl vorkommen (Schottergärten), sind unzulässig.  

 
6. Die Freiflächen der Baugrundstücke müssen als mit Pflanzen bewach-

sene Grünflächen angelegt und unterhalten werden. Es sind bevorzugt 
gebietsheimische Pflanzen (vgl. Pflanzlisten 1 bis …) zu verwenden. Ab-
deckungen von offenen Bodenflächen mit Schotter- oder Steinschüttun-
gen sowie wasserundurchlässige Abdeckungen aller Art sind nicht zuläs-
sig, sofern sie nicht technisch erforderlich sind (z.B. Traufstreifen). Nicht 
begrünte Flächen sind auf das zulässige und notwendige Maß zu begren-
zen und in den Planunterlagen des Baugesuchs mit ihrer Verwendung 
darzustellen. 

 
 
Ist in den örtlichen Bauvorschriften bereits enthal-
ten. 
 
 
Ist in den örtlichen Bauvorschriften bereits enthal-
ten. 
 
3.) bis 6.) werden in die örtlichen Bauvorschriften 
übernommen. 
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Wir weisen aufgrund der Lage des Areals insbesondere auf das Thema Licht-
verschmutzung hin: 
 
Im Planungsgebiet sollte eine möglicherweise entstehende „Lichtverschmut-
zung“ vermieden werden, die Auswirkungen auf die angrenzenden, intensiv 
von Vögeln und Fledermäusen genutzten Bereiche hat. 
 
Weitere Anregungen oder Bedenken werden nicht geäußert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
In den textlichen Festsetzungen wird im Abschnitt 
„Berücksichtigung der Belange von Natur und 
Landschaft“ der Abschnitt zur Beleuchtung geän-
dert in: 
„Die Verwendung von Außenbeleuchtung muss 
auf das allernötigste Maß beschränkt werden. Un-
verzichtbare Lampen und Leuchten der gesamten 
Außenbeleuchtung müssen mit insektenschonen-
der Bauweise und nicht anlockendem Lichtspekt-
rum verwendet werden.“ 
Der Abschnitt zu den Fledermäusen wird wie folgt 
geändert/ergänzt:  
„Für den potenziellen Verlust von Höhlenstruktu-
ren an Obstbäumen im Plangebiet, die von der 
Avifauna als Brutplatz genutzt werden können, 
sind auf den gemeindeeigenen Flurstücken Nr. 
170 und 178 insgesamt 6 Nisthöhlen (z.B. Nist-
höhle „1B“ der Firma Schwegler) an Bestands-
bäumen zu verhängen. 
Für den potenziellen Verlust von Asthöhlen und 
Spaltenstrukturen an Obstbäumen im Plangebiet, 
die von Fledermäusen als Hangplatz genutzt wer-
den können, sind auf den gemeindeeigenen Flur-
stücken Nr. 170 und 178 insgesamt 6 Fleder-
mausflachkästen (z.B.: „Fledermausflachkasten 
1FF“ der Fa. Schwegler) an Bestandsbäumen o-
der an öffentlichen Gebäuden zu verhängen. 
Es ist ein fachgerechtes Verhängen und eine 
fachgerechte Pflege der Nist- und Fledermaus-
kästen zu gewährleisten“ 
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Baurecht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Amt für Bevölke-
rungsschutz, Vor- 
beugender Brand-
schutz und zentrale 
Aufgaben 
 
 
 
 
 

1. Der Bebauungsplan „Pfarrscheuerareal“ in Schömberg-Schörzingen ist 
nicht vollständig aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan (FNP) ent-
wickelt. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach  
§ 13a BauGB aufgestellt. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann im be-
schleunigten Verfahren ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen 
des FNP abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der FNP geändert oder 
ergänzt ist; die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindege-
biets darf nicht beeinträchtigt werden; der FNP ist im Wege der Berichti-
gung anzupassen. Der Bebauungsplan bedarf keiner Genehmigung durch 
die höhere Verwaltungsbehörde. 

 
2. Unter Ziffer 4.2 der planungsrechtlichen Festsetzungen wird auf eine 

NBauO Bezug genommen. In Baden-Württemberg gilt die Landesbauord-
nung (LBO). 
 

3. Wir bitten um Überprüfung der Festsetzungen zu Garagen, Carports und 
Stellplätzen (Ziffer 5 der planungsrechtlichen Festsetzungen). Was ist ein 
geeignetes Bauteil, um eine Garage an ein Hauptgebäude anzubinden? 

 
 
 
 
 
 

Einstufung des Bebauungsgebiets: 
Allgemeines Mischgebiet (WA) 
Mischgebiet (MI) 
 
Nebenbestimmungen 
 
1. Bei Gebäuden, bei denen die Oberkante der zum Anleitern bestimmten 

Stellen weniger als 8 m über dem Gelände liegen, sind Aufstellflächen für 
die Steckleiter der Feuerwehr (Grundfläche 3 x 3 m) erforderlich. Zur Er-
reichung der anleiterbaren Stellen sind Zu- oder Durchgänge vorzuhalten. 

Zur Kenntnis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird korrigiert. 
 
 
 
Die Formulierung „geeignetes Bauteil“ entfällt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.) und 2.) Dies ist nicht Gegenstand des Be-
bauungsplanverfahrens und ist im Zuge der Bear-
beitung der jeweiligen Baugesuchsunterlagen zu 
beachten. 
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Regierungspräsi-
dium Stuttgart, 
Landesamt für 
Denkmalpflege 
Schreiben vom 
13.12.2022 
 
 
 
 
 
 

Diese müssen geradlinig und mindestens 1,25 m, bei Türöffnungen und 
anderen geringfügigen Einengungen mindestens 1 m breit sein. Die lichte 
Höhe muss mindestens 2,2 m, bei Türöffnungen und anderen geringfügi-
gen Einengungen mindestens 2 m betragen.  

 
2. Es sind keine Gebäude möglich, bei denen die anzuleiternden Stellen 

mehr als 8 m über der Geländeoberfläche liegen. Alternativ ist der zweite 
Rettungsweg baulich sicherzustellen.  
 

3. Es ist eine Löschwasserversorgung von mindestens 48 m³/h für eine 
Löschzeit von zwei Stunden erforderlich. Hierbei können Löschwasserent-
nahmestellen in einem Umkreis von 300 m in Ansatz gebracht werden. 
Die Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist Aufgabe der Stadt 
bzw. der Gemeinde. 
 

4. Die öffentlichen Verkehrsflächen sind für die Fahrzeuge der Feuerwehr 
befahrbar auszuführen. 
 
Hierbei sind die Voraussetzungen der Verwaltungsvorschrift des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur über Flächen für Rettungsgeräte der 
Feuerwehr auf Grundstücken und Zufahrten zu erfüllen.  
 

1. Bau- und Kunstdenkmalpflege 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein Kulturdenkmal gem. § 2 DSchG, 
nämlich die Pfarrscheune Kirchstraße 13. Im Planteil des Bebauungsplanes 
ist dieses Kulturdenkmal bisher nicht als solches gekennzeichnet. Auch wird 
es weder im Textteil noch in dem Textteil zur Prüfung der Umweltbelange er-
wähnt. Insbesondere dort müsste es auf Seite 6 als Schutzgut aufgeführt 
werden. Wir bitten darum, den genannten Kulturdenkmalbestand gemäß bei-
gefügtem Listenauszug und der Kartierung nachrichtlich in den Bebauungs-
plan aufzunehmen. Das Plangebiet befindet sich zudem in der unmittelbaren 
Umgebung der Katholischen Pfarrkirche St. Gallus, einem Kulturdenkmal von 
besonderer Bedeutung gemäß § 28 DSchG, das als solches auch Umge-
bungsschutz gem. § 15/3 DSchG genießt. Somit sind die Belange der Bau-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.) und 4.) Wird im Zuge der Erschließungs-
planung sichergestellt. 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
Die Unterlagen des Bebauungsplans werden hin-
sichtlich des Kulturdenkmals korrigiert. 
 
 
 
 
 
Wird in die Hinweise aufgenommen. 
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und Kunstdenkmalpflege in mehrfacher Hinsicht von dieser Planung betrof-
fen.  
 
Im Planteil des Bebauungsplanes ist um die denkmalgeschützte Pfarr-
scheune eine relativ großzügige Baugrenze gezogen. Dies lässt den Rück-
schluss zu, dass hier neu gebaut werden soll. Solange dies ohne Abbruch 
und ohne Eingriff in das Kulturdenkmal umgesetzt werden würde, bestünden 
hiergegen keine Bedenken. Sollte jedoch ein Abbruch der Scheune geplant 
sein, dann bestünden dagegen erhebliche Bedenken. Jegliche Eingriffe, etwa 
bei einem neuen Anbau an die Scheune, sind denkmalschutzrechtlich geneh-
migungspflichtig.  
 
Entsprechend einer vom Büro Ohnmacht Ingenieure vorgelegten Planzeich-
nung und Straßenabwicklung sind die geplanten Höhenfestsetzungen bzw. 
maximalen Gebäudehöhen durchaus bestandsorientiert. Mit maximal zwei 
Geschossen beschränkt man sich zudem auf das ortsübliche Maß. Da man 
auch Pult- und Flachdächer ermöglichen will, hat man für diese Dachformen 
die maximalen Gebäudehöhen gemäß Punkt 3.4 („Höhe der baulichen Anla-
gen“) je nach Situation um 1 bis 3 Meter reduziert. Im großen südöstlichen 
Baufenster dürften so z.B. bis zu 11 Meter hohe Flachdachgebäude möglich 
sein (GH 14,00 minus 3,00 Meter = 11 Meter). Auch wenn man damit, absolut 
betrachtet, die bestehenden maximalen Höhen nicht überschreitet, so ist 
schon fraglich, ob sich dergleichen Gebäude typologisch in die geschützte 
Umgebung der Kirche einfügen können. Die aktuellen Festsetzungen stufen 
wir daher als bedenklich ein und regen an, sich auf eine Bebauung mit Sattel-
dachhäusern zu beschränken und dementsprechend maximale Trauf- und 
Firsthöhen festzusetzen. Sollten die Planungen nicht modifiziert werden, wei-
sen wir darauf hin, dass aufgrund des Umgebungsschutzes trotz rechtskräfti-
gem Bebauungsplan denkmalschutzrechtliche Genehmigungen für die Neu-
bauten erforderlich sind. Die genaue Ausformung der Fassaden und Dachfor-
men ist mit der praktischen Denkmalpflege abzustimmen, eine Zustimmung 
zur denkmalschutzrechtlichen Genehmigung wird nicht automatisch in Aus-
sicht gestellt. 
 

 
 
 
Ein Abbruch der Pfarrscheuer ist nicht vorgese-
hen. Die großzügige Baugrenze soll bauliche Er-
gänzungen ermöglichen. 
Der Hinweis auf die erforderliche denkmalschutz-
rechtliche Genehmigung wird übernommen. 
 
 
 
 
Mit dem Bebauungsplan werden auch Bereiche 
entlang der Kirchstraße und Unteren Kirchstraße 
überplant. 
In diesen Bereichen liegt eine Bestandsbebauung 
mit großvolumingen Baukörpern vor. Durch die 
gewählten Festsetzungen können diese Bereiche 
dann wie bisher genutzt werden. Nichtsdestotrotz 
sollen auch andere Bauformen als die momentan 
vorhandenen ermöglicht werden. Durch die Be-
grenzung der Zahl der Geschosse ergeben sich 
bei Flachdächern dann wahrscheinlich geringere 
Höhen als max. möglich. 
Der Anregung des Landesdenkmalamtes wird da-
hingehend gefolgt, dass entlang der Kirchstraße 
für die Hauptgebäude nur Satteldächer zulässig 
sein sollen. 
Auf die denkmalschutzrechtliche Erfordernis der 
Genehmigung für Neubauten wird hingewiesen.  
Dies ist dann im Zuge des jeweiligen Baugesuchs 
abzuarbeiten. 
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2. Archäologische Denkmalpflege 
Das Planungsgebiet liegt im Bereich des historischen Altorts und somit in der 
archäologischen Prüffallfläche „Mittelalterliche und frühneuzeitliche Siedlung 
Schörzingen“ (ADAB-Id. 103554306 Arch.). Schörzingen wurde in mittelalter-
lichen Urkunden als Scercingas, Scarcingas, Scerzinga und Scarzo bezeich-
net. Die Ortsnamenendung spricht für eine Entstehung im Laufe des 5. bis 7. 
Jahrhunderts. Ein alamannisches Reihengräberfeld des 6.-7. Jahrhunderts 
auf dem „Katzenbol“ sowie die St. Gallus-Kirche weisen ebenfalls auf eine 
frühe Gründung der Siedlung hin. St. Gallen erhielt bereits 785 Schenkungen 
in Schörzingen. Eine weitere Schenkung im Jahr 817 durch Kaiser Ludwig 
den Frommen belegt zudem karolingisches Königsgut am Ort. Schörzingen 
gehörte zur Grafschaft Hohenberg. Ein Ortsadel ist vom 13. bis zum 15. Jahr-
hundert nachgewiesen.  
 
Im Areal des Bebauungsplans können sich archäologische Befunde und 
Funde zur frühen Geschichte des Dorfes Schörzingen erhalten haben, die 
gem. § 2 DSchG Kulturdenkmale sind und deren undokumentierte Zerstörung 
gem. § 8 DSchG unzulässig wäre. Dies gilt umso mehr, als dass das Areal 
unmittelbar westlich der auf frühmittelalterliche Wurzeln zurückgehenden Kir-
che St. Gallus liegt. An der Erhaltung archäologischer Kulturdenkmale be-
steht gem. § 6 DschG grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Jegliche tief-
greifende Erdarbeiten einschließlich von Baugrunduntersuchungen, Oberbo-
denabträge und Erschließungsmaßnahmen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplangebiets bedürfen daher der denkmalschutzrechtlichen Genehmi-
gung. 
Um Planungssicherheit zu gewährleisten und spätere Bauverzögerungen zu 
vermeiden, sollte im Vorfeld geplanter Baumaßnahmen, die in Verbindung mit 
Bodeneingriffen stehen, frühzeitig Kontakt mit der archäologischen Denkmal-
pflege aufgenommen werden, um archäologische Voruntersuchungen/Sonda-
gen im Bereich der betroffenen Flächen durchführen zu können. Die Kosten 

Für die inneren Bereiche werden keine Änderun-
gen angeregt. 
Diese Festsetzungen werden nicht modifiziert. 
 
 
Am 18.04 und 19.04.2023 fand eine archäologi-
sche Voruntersuchung durch Mitarbeiter der ar-
chäologischen Denkmalpflege statt. Diese Vorun-
tersuchung blieb ohne Befund. 
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für diese Maßnahmen hat der Planungsträger zu übernehmen. Für diese Ar-
beiten ist ein ausreichend großes Zeitfenster bis zum Baubeginn freizuhalten, 
da in diesen Arealen mit wissenschaftlichen Ausgrabungen und Dokumentati-
onen zu rechnen ist. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es, festzustellen, 
ob bzw. in welchem Umfang es nachfolgender Rettungsgrabungen bedarf.  
 
Sollten bei den Voruntersuchungen archäologische Befunde angetroffen wer-
den, ist im Anschluss mit wissenschaftlichen Ausgrabungen zu rechnen, so-
fern seitens des Planungsträgers an den Plänen zu den jeweiligen Baumaß-
nahmen festgehalten wird. Wir weisen darauf hin, dass im Falle einer notwen-
digen Rettungsgrabung die Bergung und Dokumentation der Kulturdenkmale 
ebenfalls durch den Planungsträger finanziert werden muss. Vorsorglich wei-
sen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die Ber-
gung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Monate in An-
spruch nehmen kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 
Diese Maßnahmen möglichst frühzeitig durchzuführen, ist im Interesse des 
Planungsträgers sowie der Bauherren, da hiermit Planungssicherheit erreicht 
werden kann und Wartezeiten durch archäologische Grabungen vermieden 
oder minimiert werden können. Dazu bietet das Landesamt für Denkmal-
pflege den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rah-
menbedingungen an, d.h. insbesondere zu Fristen für die Untersuchungen 
und zur Kostenbeteiligung des Veranlassers.  
 
Darüber hinaus wird für den Geltungsbereich des Bebauungsplans auf die 
Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG verwiesen. Sollten 
bei der Durchführung der Gesamtmaßnahme archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde (n) oder 
Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen etc.) oder Befunde (Gräber, Mau-
erreste, Brandschichten bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf 
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhal-
ten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium 
Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf 
die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten wird ebenfalls hingewiesen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis: 
Bereits in den Hinweisen enthalten. 
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Regionalverband 
Neckar-Alb 
Schreiben vom 
25.05.2022 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Regierungspräsi-
dium Freiburg, Lan-
desamt für Geologie, 
Rohstoffe und Berg-
bau 
Schreiben vom 
09.05.2022 
 
 
 

Mit dem o.g. Bebauungsplan wird ein innerörtliches Areal als Wohn- und 
Mischgebiet ausgewiesen, um den Bau von 5 weiteren Einfamilienhäusern zu 
ermöglichen. 
 
Im Flächennutzungsplan ist das Gebiet als gemischte Baufläche und im 
Nordosten als Gemeinbedarfsfläche dargestellt und in der Raumnutzungs-
karte ist der Bereich als bestehende Siedlungsfläche nachrichtlich dargestellt. 
Gegenüber einer Siedlungsentwicklung in diesem Bereich ergeben sich keine 
Bedenken. Mit den getroffenen Festsetzungen kann nach unserer Ermittlung 
eine Bruttowohndichte von ca. 39 Einwohnern/ha erwartet werden. Der Regi-
onalplan sieht für die Gesamtstadt Schömberg eine Bruttowohndichte von 55 
Einwohnern/ha vor. Wir regen an, im Gebiet auch Mehrfamilienhäuser mit 
mehreren kleineren Wohnungen vorzusehen, um den Bedarf an überwiegend 
kleineren Wohnungen aufgrund des demografischen Wandels decken zu 
können und in zentraler Lage eine dichtere Bauweise zu ermöglichen. Die 
Stellplatzverpflichtung von 1,5 und 2 Stellplätzen je Wohnung erschwert den 
Bau kleinerer Wohnungen zusätzlich. Daher regen wir an, nur für große Fa-
milienwohnungen (>100 qm) die Stellplatzverpflichtung zu erhöhen. Senioren, 
Alleinerziehende, Einzelstehende, die in kleineren Wohnungen leben, haben 
selten mehr als einen PKW pro Haushalt. Ebenso sollte die zulässige Zahl an 
Wohnungen je Gebäude nicht begrenzt werden oder mindestens auf drei er-
höht werden für ein Einzelgebäude. 
 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und 
bergbehördliche Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner 
regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 
   Regelfall nicht überwunden werden können 
 
Keine 
 

Zur Kenntnis. 
Mit dem Bebauungsplan werden auch Bereiche 
entlang der Kirchstraße und Unteren Kirchstraße 
überplant. 
In diesen Bereichen liegt eine Bestandsbebauung 
mit großvolumingen Baukörpern vor. Durch die 
gewählten Festsetzungen können diese Bereiche 
dann wie bisher genutzt werden und es können 
Mehrfamilienhäuser entstehen.  
 
Im inneren Bereich, wo die Neuausweisung erfol-
gen soll, liegen nur kleine Parzellen vor, auf de-
nen somit keine großen Baukörper entstehen 
können. Dies auch um Konflikte mit dem denk-
malgeschützten Gebäude der Pfarrscheuer zu 
vermeiden. 
 
Die Anregung zu den Stellplätzen wird zur Kennt-
nis genommen. Da im ländlichen Raum generell 
die Notwendigkeit für einen umfangreicheren Indi-
vidualverkehr besteht und somit tendenziell mehr 
Fahrzeuge benötigt werden, bleibt die Festset-
zung zu den Stellplätzen unverändert. 
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2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan be- 
   rühren können, mit Angabe des Sachstandes 
 
Keine 
 
3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Trä-
ger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten 
oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurge-
ologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotechnischer 
Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbe-
reich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die 
Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan 
empfohlen: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geo-
daten im Verbreitungsbereich der Posidonienschiefer-Formation, der Juren-
sismergel-Formation sowie der Opalinuston-Formation. 
 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Last-
abtragung geeignet sind sowie mit einem oberflächennahen saisonalen 
Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des 
tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.  
                                                                                                                                                
Mit Ölschiefergesteinen ist zu rechnen. Auf die bekannte Gefahr möglicher 
Baugrundhebungen nach Austrocknung bzw. Überbauen von Ölschieferge-
steinen durch Sulfatneubildung aus Pyrit wird hingewiesen. Die Ölschiefer 
können betonangreifendes, sulfathaltiges Grund- bzw. Schichtwasser führen. 
Eine ingenieurgeologische Beratung durch ein in der Ölschieferthematik er-
fahrenes privates Ingenieurbüro wird empfohlen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen zur Geotechnik waren teilwiese 
bereits in den Hinweisen enthalten. Sie werden in 
den Hinweisen durch diese Formulierungen er-
weitert und ersetzt. 
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Darüber hinaus werden auch bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge 
der weiteren Planungen oder Bauarbeiten (z.B. zum genauen Baugrundauf-
bau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-
zontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein priva-
tes Ingenieurbüro empfohlen.  
 
Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen  
oder Bedenken vorzutragen. 
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 
Grundwasser 
Zum Planungsvorhaben sind aus hydrogeologischer Sicht keine Hinweise o-
der Anregungen vorzubringen. 
 
Bergbau 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendun-
gen. 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Natur-
schutzes nicht tangiert. 
 
Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden 
Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen 
Bohrdaten der Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen 
werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet 
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Regierungspräsi-
dium Tübingen, 
Raumordnung 
Schreiben vom 
20.04.2022 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Deutsche Telekom 
Technik GmbH, Do-
naueschingen 
E-Mail vom 
07.04.2022 
 
 
 
 
 
 

unter der Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung 
LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abgerufen werden kann. 
 
I. Belange der Raumordnung 
Gemäß den Bebauungsplanunterlagen soll im Schömberger Stadtteil Schör-
zingen durch Neuordnung mehrerer städtischer und privater Grundstücke so-
wie durch den Tausch eines Grundstückes im Eigentum der katholischen Kir-
che in zentraler Ortslage zwischen der Oberen Gasse im Norden und der Un-
teren Kirchstraße im Süden die Möglichkeit zum Bau von fünf weiteren Ein-
zel- und Doppelhäusern für Wohnzwecke geschaffen werden, nachdem auch 
zwei baufällige Gebäude abgebrochen werden mussten.  
 
Aus Sicht der Raumordnung bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
Wir weisen darauf hin, dass gemäß § 1a Abs. 2 BauGB mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umgegangen werden soll. So ist die Flächeninan-
spruchnahme durch eine flächeneffiziente Nutzung und angemessen verdich-
tete Bauweise zu verringern. Daher wird der Bau von Mehrfamilienhäusern 
angeregt.  
 
II. Belange des Naturschutzes 
Die Belange der höheren Naturschutzbehörde werden von der Planung nicht 
betroffen. 

 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus 
beigefügtem Plan ersichtlich sind. 
 
Bitte lassen Sie uns den Baubeginn sofort nach Bekanntwerden zukommen. 
So entstehen keine Verzögerungen. 
 
Die Telekom prüft derzeit die Voraussetzungen zur Errichtung eigener Tele-
kommunikationslinien im Baugebiet. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird 
die Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hintergrund be-
hält sich die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder geplanten 
Ausbau eine Telekommunikationsinfrastruktur durch einen anderen Anbieter 

 
 
 
 
Stellungnahme ähnlich wie die des Regionalver-
bandes Neckar-Alb. Abwägungsvorschlag wie 
dort. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis. 
Wird im Rahmen der Erschließung berücksichtigt. 
Die Dt. Telekom wird weiter informiert werden. 
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Gemeinde Deilingen 
E-Mail vom 
07.04.2022 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. Die Versorgung der 
Bürger mit Universaldienstleistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt. 
 
Für einen eventuellen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Ko-
ordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Lei-
tungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaß-
nahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH 
unter dem im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindestens 3 
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

 
Die Interessen der Gemeinde Deilingen werden von der Planung nicht betrof-
fen, sodass die Gemeinde Deilingen keine Stellungnahme zum Verfahren ab-
gibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis. 
 

 
 
 
 
 
Aufgestellt:  
 





8 10 10/ 1
12

14

11

5

10

6

10

12

4

5

1

3

18

9

5
3

6

3

2

5

2
4

6

8

15

12

4

14

1

3

5

7

9/ 1

11
15

17

(1
)

12

10

16

11
9

2

3

4

6
6/1

8 19

3

(1
)

1

7

9

9
7

11

13

14

3

5

3

2

4

6

13
9

7

4 2

19
17

15

2

35

37

9

8

6

15

17

19

20

22

9

18

12

8

4939

4938

4937

4930

4941

4949

4944

49
43

4945

4942

4940

4948

4946

4934

4931

49
32 49

36

49
33

4947

49
35

D

113

114

101

141/1

158

158/1

219/5

220

136

136
1

144

137

140

146/1

146/3

222

213/1

223 213/4230

231/1

228/3

215

229/1

210

211

232

170

171

172

149/1

150

150/3

176/1

187

187/2

178

188

194

195

196

197

208

198

199

200

209

190

190/2

191

184

209/1

203

192

193

193/1

212/1

212/2

261/3

275/11

3120/27

3120/51

3124/4

174

108/2

3120/53

3124

3120/35

3120/36

3120/37

3120/26

3120/50

3120/40

3120/52

204

194/1

206

201

112

159

173

185

187/1

189

190/3

141

213

229

212

100

167/1

260/1 260

208/1

209/2

209/3

204/3

219

219/3

3120/38

143

146

142

145

176

202

231

182

176/2

Zollernalbkreis

Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal"
in Schömberg, Stadtteil Schörzingen
Verfahren nach § 13a BauGB

Stadt Schömberg

Planart:

Ausgefertigt:

Planname: 

Gezeichnet:Maßstab:

Planungsstatus:

Planmaß:

Dateipfad:

        Marktplatz 1        72172 Sulz a. N.
   Tel. 07454 94494-0        Fax 07454 94494-29

info@o-ing.de        www.o-ing.de

1 : 2000 sd

2022-02-07 Abgrenzungsplan

21,0 cm x 29,7 cm (im Original)

P:\20000_Gemeinde\21104\Planung-Cad\

Sulz a.N., den 01.12.2023

ENTWURF

ABGRENZUNGSPLAN

BEBAUUNGSPLAN
"PFARRSCHEUERAREAL"

IN SCHÖMBERG, STADTTEIL SCHÖRZINGEN
Zollernalbkreis

ABGRENZUNGSPLAN

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
des Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal"
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Obere Gasse

Untere Kirchstraße

Ki
rc

hs
tra

ße

Ta
nn

en
st

ra
ße

Pf
ar

rg
ar

te
n

Pf
ar

rh
au

sw
eg





8 1 0 1 0 / 1
1 2

1 4

1 1

5

10

6

1 0

1 2

4

5

1

3

1 8

5
3

6

3

2

5

2
4

6

8

15

4

14

7

1 1

1 5

1 7

(1
)

1 2

1 0

1 6

1 1
9

2

3

8 1 9

3

( 1
)

1

7

7

9

1 2

8

W 

W 

5,50

2,60

5,50

1,00

1,00

15,00

1,00

6,
00

R= 5,00

R= 5,00

Freihaltezone

Le
itu

ng
sr

ec
ht

4,00

4939

4938

4937

4930

4941

4949

4944

49
43

4945

4942

4940

4948

4946

4934

4931

49
32 49

36

49
33

4947

49
35

First 729,40Trauf 719,92

First 724,20Trauf 715,91

First 720,80

First 720,78Trauf 713, 26

First 715,45Trauf 709,24

First 715,42Trauf 709,76

First 713,63
Trauf 705,86

First 721,89First 721,60Trauf 717,27

First 722,09

First 722,92

First 723,06
Trauf 716,52

Trauf 715,22

First 728,67Trauf 723,36

First 727,35Trauf 720,32

First 728,30

First 719,96
First 719,90

Trauf 713,26

First 718,15Trauf 713,27

First 712,51Trauf 710,26

First 713,29
Trauf 707,39

First 718,14Trauf 709,66

113

114

101

141/1

158

158/1

136

136
1

144

137

140

146/1

146/3

210

170

171

172

149/1

150

150/3

176/1

187

187/2

178

188

194

195

208

209

190

190/2

191

184

209/1

203

192

212/1

212/2

275/11

3124/4

174

108/2

3124

204

194/1

206

201

112

159

173

185

187/1

190/3

141

100

167/1

208/1

209/2

209/3

204/3

219

219/3

143

146

142

145

176

182

176/2

WA 2 II

0,4 0,8

o E

WA 1 II

0,4 0,8

o E

MI II

0,4 0,8

o

E

WA 1 II

0,4 0,8

o

GH 14,00m

D

D

GH 15,00m

GH 9,00m

GH 9,00m

ED

50m40m30m20m15m10m5m0m

First 720,78
Trauf 713, 26

Zollernalbkreis

Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal"
in Schömberg, Stadtteil Schörzingen
Verfahren nach § 13a BauGB

Stadt Schömberg

Planart:

Ausgefertigt:

Planname: 

Gezeichnet:Maßstab:

Planungsstatus:

Planmaß:

Dateipfad:

        Marktplatz 1        72172 Sulz a. N.
   Tel. 07454 94494-0        Fax 07454 94494-29

info@o-ing.de        www.o-ing.de

1 : 500 bo

2021-11-xx BBP Entwurf - M500

49,4 cm x 85,0 cm (im Original)

P:\20000_Gemeinde\21104\Planung-Cad\

Sulz a.N., den 01.12.2023

ENTWURF

PLANZEICHNUNG

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1 bis 15 BauNVO)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Art der Nutzung

siehe Nutzungsschablone:
FÜLLSCHEMA DER NUTZUNGSSCHABLONE

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Grundflächenzahl (GRZ)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO)

Geschossflächenzahl (GFZ)

BebauungsartBauweise

VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6  BauGB)

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6  BauGB)

Baugrenzen

BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO)

nur Einzel- und Doppel-
ED

offene Bauweise

häuser zulässig

o

SONSTIGE VERBINDLICHE PLANZEICHEN
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
(§ 9 Abs.7 BauGB)

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs.1 Nr.21 und Abs. 6 BauGB)

bestehende Flurstücksgrenzen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung
freizuhalten sind, hier: Sichtfelder
(§ 9 Abs.1 Nr. 11, Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)
Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung
freizuhalten sind, hier: Freihaltezone
(§ 9 Abs.1 Nr. 11, Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

Gebäudehöhe (GH) als Höchstmaß

SONSTIGE UNVERBINDLICHE PLANZEICHEN

Firsthöhe Bestand
Traufhöhe Bestand

REGELUNGEN FÜR DIE STADTERHALTUNG UND FÜR DEN
DENKMALSCHUTZ ALS NACHTRICHTLICHE ÜBERNAHME
(§ 9 Abs. 6, § 172 Abs. 1 BauGB)

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem
Denkmalschutz unterliegen (§ 9 Abs.6 BauGB)D

Obere Gasse

Untere Kirchstraße

Ki
rc

hs
tra

ße

Ta
nn

en
st

ra
ße

Pf
ar

rg
ar

te
n

Pf
ar

rh
au

sw
eg

V e r f a h r e n s v e r m e r ke

Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs.1 BauGB): 19.01.2022

Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB), Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB):

R e c h t s g r u n d l a g en

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221)

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Juli 2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05. März 2010 (GBl. S. 357), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170)
Gemeindeordnung für Baden- Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBI. S. 581), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231)

Ausgefertigt:
Schömberg, den

Karl-Josef Sprenger, Bürgermeister

Bekanntmachung der Beteiligung der Öffentlichkeit
(§§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB):

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB):

Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit und der
Behörden sowie sonstiger Träger öffentlicher Belange (§ 1 Abs. 7):

Anzeige § 4 GemO Landratsamt Zollernalbkreis:

Stempel / Unterschrift

02.03.2022

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses (Inkrafttreten):

Billigung des Entwurfs und Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit
sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange - beschleunigtes
Verfahren nach § 13a BauGB (§§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB):
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Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs.1 BauGB): 19.01.2022

Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB), Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB):

R e c h t s g r u n d l a g en

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221)

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Juli 2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05. März 2010 (GBl. S. 357), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170)

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBI. S. 581), 

zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231)

Ausgefertigt:
Schömberg, den

Karl-Josef Sprenger, Bürgermeister

Bekanntmachung der Beteiligung der Öffentlichkeit
(§§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB):

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB):
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STADT SCHÖMBERG 

ZOLLERNALBKREIS 

 

BEBAUUNGSPLAN 

„PFARRSCHEUERAREAL“ 

in Schömberg, Stadtteil Schörzingen 

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

I. RECHTSGRUNDLAGEN 

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 

 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) 

 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO)  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 3. Juli 2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023 

 Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05. März 2010 (GBl. S. 357), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170) 

 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000, (GBI. S. 581), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231) 

 

Aufgrund des § 9 Abs. 1-3 (BauGB) in Verbindung mit den §§ 1-25 c der BauNVO und der LBO Ba-
den-Württemberg werden für das Gebiet des Bebauungsplanes nachfolgende planungsrechtlich Fest-
setzungen erlassen. 

In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird folgendes festgesetzt: 
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II. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 BauGB + §§ 1-23 BauNVO) 

1. GELTUNGSBEREICH 
(§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs sind im Bebauungsplan  
(Planzeichnung zum Bebauungsplan M 1: 500) schwarz gestrichelt dargestellt. 

2. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

2.1. Allgemeines Wohngebiet – WA1 und WA2 
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB und § 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO) 

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Zulässig sind: 

1. Wohngebäude 

Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

1. Schank- und Speisewirtschaften 

2. Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

3. Verwaltungsgebäude 

4. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe. 

Nicht zulässig sind: 

1. Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 

3. Anlagen für Veranstaltungen 

4. Gartenbaubetriebe 

5. Tankstellen 

2.2. Mischgebiet - MI 
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB und § 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO) 

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen 
nicht wesentlich stören.. 

Zulässig sind: 

1. Wohngebäude 

2. Geschäfts- und Bürogebäude 

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewer-
bes 

4. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 

5. Sonstige Gewerbebetriebe 

Nicht zulässig sind: 

1. Gartenbaubetriebe 

2. Tankstellen 

3. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Absatz 3 Nummer 2 
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3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

3.1. Grundflächenzahl (GRZ) 
(§§ 16, 17 und 19 BauNVO) 

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone 
festgesetzt. 

Es handelt sich um Maximalwerte, die durch die ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen 
(Baugrenzen) eingeschränkt sein können. 

 

3.2. Geschossflächenzahl (GRZ) 
(§§ 16 und 20 BauNVO) 

Die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablo-
ne festgesetzt. 

 

3.3. Zahl der Vollgeschosse 
(§§ 16 und 20 BauNVO) 

Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse ist entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone 
als Höchstwert festgesetzt. 

 

3.4. Höhe der baulichen Anlagen 
(§ 16 Abs. 4 und 18 BauNVO) 

Die Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß Planeintrag durch die Festsetzung der maximalen Gebäu-
dehöhe (GH) begrenzt. 

Die Gebäudehöhe wird gemessen von der EFH bis zu dem Punkt, an dem das Gebäudedach am 
höchsten in Erscheinung tritt. Die EFH bezieht sich dabei auf die Rohfußbodenhöhe. 

Für Pult- und Flachdächer werden abweichend maximale Gebäudehöhen (GHmax) fesltgelegt: 

Pultdächer: 

- Für Pultdächer gilt: Maximale zulässige Gebäudehöhe = GHmax gem. Planeintrag minus 2,00 m.. 

- Wenn das oberste Geschoss gegenüber dem darunterliegenden Geschoss an mindestens drei Sei-
ten um mindestens 2,50 m zurückversetzt ist gilt: Maximal zulässige Gebäudehöhe = GHmax gem. 
Planeintrag minus 1,00 m. 

Flachdächer: 

- Für Flachdächer gilt: Maximale zulässige Gebäudehöhe = GHmax gem. Planeintrag minus 3,00 m.. 

- Wenn das oberste Geschoss gegenüber dem darunterliegenden Geschoss an mindestens drei Sei-
ten um mindestens 2,50 m zurückversetzt ist gilt: Maximal zulässige Gebäudehöhe = GHmax gem. 
Planeintrag minus 1,00 m. 

-  

3.5. Höhelage der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 3 BauGB) 

Die Höhenlage der EFH (Rohfußbbodenhöhe) ist wie folgt zu ermitteln, wobei Abweichungen um bis 
zu +/- 0,30 m von der ermittelten Höhenlage zulässig sind: 

Die Höhenlage EFH (Rohfußbodenhöhe) entspricht der Höhenlage der angrenzenden Straßenver-
kehrsfläche (Randstein im Endausbau) rechtwinklig zum Mittelpunkt des Gebäudes.(Vgl. Skizze A) 
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Zur Gewährleistung der Überprüfbarkeit der Höhenlage sind mit dem Baugesuch 3 auf NN bezogene 
Geländeschnitte vorzulegen. 

 

4. BAUWEISE UND BAUGRENZEN 
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB und § 22 BauNVO) 

4.1. Offene Bauweise (O) 

Entsprechend dem Planeintrag in der Nutzungsschablone wird die offene Bauweise festgesetzt. 

Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten, die Gebäudelänge darf nicht mehr als 50 
m betragen. 

Im MI und im WA2 sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig, im WA1 nur Einzelhäuser. 

 

4.2. Überbaubare Grundstücksfläche 
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB und § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Baugrenzen festgesetzt. Un-
geachtet dessen sind die Abstände nach LBO einzuhalten. 

 

5. GARAGEN, CARPORTS UND STELLPLÄTZE 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO und § 23 Abs. 5)) 

Freistehende Einzelgaragen oder Einzelcarports werden nicht zugelassen. Sie sind an das Hauptge-
bäude anzubauen oder durch geeignete Bauteile anzubinden. Doppelgaragen und Doppelcarports 
dürfen freistehend errichtet werden. 

Garagen, Carports und Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig. Garagen und Carports, die parallel zur Verkehrsfläche angeordnet werden müssen einen Min-
destabstand von 1,00 m zur öffentlichen Verkehrsfläche haben. 

 

6. NEBENANLAGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 14 BauNVO) 

Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO können ausnahmsweise auf der nicht überbaubaren Grund-
stücksfläche zugelassen werden, wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

Nebenanlagen müssen zur Fahrbahn einen Abstand von mind. 1,00 m einhalten. 
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7. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDE 
§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Für MI und WA1 gilt: Je Einzelhaus sind maximal 4 Wohnungen zulässig. 

Für WA2 gilt: Je Einzelhaus sind maximal 2 Wohnungen zulässig. 

 

8. VERKEHRSFLÄCHEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

8.1. Straßenverkehrsflächen 

Öffentliche Straßenverkehrsflächen werden entsprechen den Eintragungen im zeichnerischen Teil 
festgesetzt. Die Einteilung der Straßenverkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzungen. 

8.2. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Öffentliche Stellplätze werden entsprechen den Eintragungen im zeichnerischen Teil festgesetzt.   

8.3. Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 

Im zeichnerischen Teil werden Bereiche festgesetzt wo Zufahrten auf die benachbarten Grundstücke 
nicht möglich sind. 

8.4. Sonstige Festsetzungen 

Zur Herstellung des Straßenkörpers ist die Kommune berechtigt, in den an die öffentlichen Verkehrs-
flächen angrenzenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenze in 
einer Breite bis zu 0,50 m anzulegen. Aufschüttungen, Abgrabungen, Einfasssteine und Stützmauern 
sind, soweit sie zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind, vom Grundstückseigentümer auf 
seinem Baugrundstück zu dulden. 

 

9. FÜHRUNG VON VERSORGUNGSLEITUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB i.V. mit § 74 LBO) 

Sämtliche Versorgungsleitungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind unterirdisch zu verle-
gen. 

Die zur Versorgung des Gebietes erforderlichen Einrichtungen (Kabelkästen u.ä.) sind vom Grund-
stückseigentümer auf dem Grundstück zu dulden. 

 

10. FLÄCHEN FÜR DIE ABWASSERBESEITIGUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Oberflächenwasser aus den privaten Grundstücksflächen darf nicht in den öffentlichen Verkehrsraum-
abgeleitet werden, sondern ist an die Grundstücksentwässerung anzuschließen. 

Der Nachweis über die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung ist im Zuge des Bauantragsverfahrens 
zu erbringen. 

 

11. BERÜCKSICHTIGUNG DER BELANGE VON NATUR UND LANDSCHAFT 
(§ 9 (1) Nr. 20 und 25a BauGB) 

Zur Vermeidung, Minimierung von Beeinträchtigungen bzw. zum Schutz der Belange von Natur und 
Landschaft werden folgende Festsetzungen getroffen: 
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11.1. Erdaushub 

Zur Vermeidung von Eingriffen in den Naturhaushalt und zur Vermeidung von Belastungen von Erdde-
ponien ist innerhalb des Bebauungsplangebiets Erdaushub nach Möglichkeit zu vermeiden. Grund-
sätzlich soll ein Massenausgleich auf dem Grundstück erfolgen. 

11.2. Außenwände 

Außenwände von Garagen und Wandflächen von Wohngebäuden oder Nebenanlagen ohne Gliede-
rung oder Gestaltung, Versatz oder Fenster sind mit einer Fassadenbegrünung zu versehen. Die offe-
nen Seiten von Carports sind zu beranken, als Kletterhilfen sind ggf. Rankgerüste vorzusehen. 

11.3. Beleuchtung 

Die Verwendung von Außenbeleuchtung muss auf das allernötigste Maß beschränkt werden. Unver-
zichtbare Lampen und Leuchten der gesamten Außenbeleuchtung müssen mit insektenschonen-der 
Bauweise und nicht anlockendem Lichtspektrum verwendet werden. 

11.4. Fällung/Rodung 

Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen sind notwendige Gehölzrodungen ausschließlich außer-
halb der Vogelbrutzeit und der Aktivitätsphase von Fledermäusen, also nicht im Zeitraum vom 01. 
März bis 31. Oktober, zulässig. 

11.5. Abbruch von Gebäuden 

Um Beeinträchtigungen von Vogel- oder Fledermausarten zu vermeiden, darf der Abbruch von im 
Plangebiet bestehenden Gebäuden analog zu den Gehölzrodungsarbeiten, also nicht im Zeitraum 
vom 01. März bis 31. Oktober, stattfinden und nur nach vorheriger Inspektion durch einen Fachgutach-
ter vorgenommen werden. 

11.6. Anbringung von Nistkästen und Fledermausquartieren 

Für den potenziellen Verlust von Höhlenstrukturen an Obstbäumen im Plangebiet, die von der Avifau-
na als Brutplatz genutzt werden können, sind auf den gemeindeeigenen Flurstücken Nr. 170 und 178 
insgesamt 6 Nisthöhlen (z.B. Nisthöhle „1B“ der Firma Schwegler) an Bestandsbäumen zu verhängen. 

Für den potenziellen Verlust von Asthöhlen und Spaltenstrukturen an Obstbäumen im Plangebiet, die 
von Fledermäusen als Hangplatz genutzt wer-den können, sind auf den gemeindeeigenen Flur-
stücken Nr. 170 und 178 insgesamt 6 Fledermausflachkästen (z.B.: „Fledermausflachkasten 1FF“ der 
Fa. Schwegler) an Bestandsbäumen oder an öffentlichen Gebäuden zu verhängen.  

Es ist ein fachgerechtes Verhängen und eine fachgerechte Pflege der Nist- und Fledermauskästen zu 
gewährleisten. 

11.7. Pflanzgebot Hausbaum auf privaten Grundstücksflächen 

Je Baugrundstück ist ein Laubbaum oder ein Obstbaum als Hausbaum anzupflanzen und dauerhaft zu 
erhalten. Der Standort kann auf dem Grundstück frei gewählt werden. 

Die Anpflanzung ist innerhalb des Baugebiets durch den jeweiligen Grundstückseigentümer spätes-
tens in der übernächsten auf den Beginn der Baumaßnahme folgenden Anpflanzperiode (Oktober bis 
April) durchzuführen. 

Bei Durchführung der Pflanzarbeiten sind die Vorgaben des Nachbarrechtsgesetzes (NRG) von Ba-
den-Württemberg in der jeweils gültigen Fassung einzuhalten.  

11.8. Kulturdenkmal 

Beim Gebäude Kirchstraße 13, Flst.-Nr. 4939, Pfarrscheune handelt es sich um ein zu schützendes 
und zu erhaltendes Kulturdenkmal gem. §2 DSchG. Jegliche bauliche Veränderungen an dieser be-
dürfen der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung. 
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12. PFLANZENLISTE 
(§ 9 (1) Nr. 20 Bau GB) 

Die Pflanzenliste gibt Empfehlungen zur Verwendung von standorttypischen Gehölzen, sie besitzt 
aber nicht den Charakter der Ausschließlichkeit. Die Verwendung von immergrünen Gehölzen und 
Koniferen ist jedoch ausdrücklich nicht erwünscht. 

Pflanzgebot Hausbaum auf privaten Grundstücksflächen: 
Hoch- oder Mittelstamm mit Ballen, mind. 2 x verpflanzt, StU 12-14 cm 
Feldahorn 
Spitzahorn 
(kleinkronige Sorten) 
Bergahorn 
(kleinkronige Sorten) 
Hainbuche 
 

Acer campestre 
Acer platanoides 
 
Acer pseudoplatanus 
 
Carpinus betulus 
 

Vogelkirsche 
Traubenkirsche 
Mehlbeere 
Vogelbeere 
Winterlinde 
(kleinkronige Sorten) 
 

Prunus avium 
Prunus padus 
Sorbus aria 
Sorbus aucuparia 
Tilia cordata 
 

sowie züchterisch bearbeitete Sorten der genannten Arten. 

Zulässig ist auch die Pflanzung von hochstämmigen Obstbäumen. Die Wahl von Arten und Sorten ist 
freigestellt. 

13. MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN ZUGUNSTEN DER ALLGEMEINHEIT,  
EINES ERSCHLIEßUNGSTRÄGERS ODER EINES BESCHRÄNKTEN PERSONENKREISES BE-
LASTETE FLÄCHEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Zur Sicherung der Ver- und Entsorgungsanlagen werden entsprechende Flächen für Leitungsrechte 
ausgewiesen. Die Flächen sind grundbuchrechtlich zu sichern. Innerhalb der mit Leitungsrecht be-
zeichneten Flächen ist eine Bebauung oder eine andere Nutzung nur nach Prüfung und gegebenen-
falls Zustimmung des jeweils betroffenen Versorgungsträgers zulässig. 

Nutzungsberechtigte sind Versorgungsunternehmen für Strom, Wasser und Telekommunikation sowie 
die Stadt Schömberg. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 

Aufgestellt: 
Sulz a. N., den 05.02.2022 

 

 

Zuletzt geändert: 
Sulz a. N., den 01.12.2023 
 

 
.......................................................................... 

Bernd Ohnmacht 

Anerkannt und ausgefertigt: 
 
Schömberg, den ......................................... 

 

 
.......................................................................... 

Karl-Josef Sprenger, Bürgermeister 
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STADT SCHÖMBERG 

ZOLLERNALBKREIS 

 

BEBAUUNGSPLAN 

„PFARRSCHEUERAREAL“ 

in Schömberg, Stadtteil Schörzingen 

 

B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

I. RECHTSGRUNDLAGEN 

Rechtsgrundlagen dieser Vorschriften sind: 

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05. März 2010 (GBl. S. 357), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170) 

 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000, (GBI. S. 581), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231) 

 

Aufgrund der LBO und der Gemeindeordnung Baden-Württemberg werden für das Gebiet des Bebau-
ungsplanes nachfolgende bauordnungsrechtliche Festsetzungen erlassen. 

In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird folgendes festgesetzt: 
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II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1. ÄUSSERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN 
(§74 Abs.1 Nr.1 LBO) 

1.1. Dachform und Dachneigung 

Für WA1 und Mi gilt 

Bei Hauptgebäuden sind nur Satteldächer mit allen Dachneigungen zulässig. Für Garagen, Carports 
und Nebengebäuden sind alle Dachformen und Dachneigungen zulässig. 

Für WA2 gilt 

Bei Hauptgebäuden, Garagen, Carports und Nebengebäuden sind alle Dachformen und Dachneigun-
gen zulässig. 

1.2. Dacheindeckung 

Es sind Ziegel in roten bis rotbraunen, anthrazit sowie dunklen Grün- und Blautönen als Dacheinde-
ckungselement zulässig. Zugelassen sind darüber hinaus bepflanzte Dächer. 

Auf die Dachfläche aufgesetzte oder in diese eingebundene Sonnenkollektoren oder Photovoltaikan-
lagen sind zugelassen. Leuchtende oder reflektierende Dachdeckungselemente sind unzulässig. Un-
beschichtete kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind, wegen der damit verbundenen Belastung 
der Gewässer mit Schwermetallen, nicht zulässig. 

Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Neigung von 5°, sind mit einer extensiven Dach-
begrünung zu versehen. Die Nutzung regenerativer Energien, insbesondere die Solarthermie, ist 
kombiniert mit der Dachbegrünung anzuwenden. Dies gilt auch für die Dachflächen von Garagen, 
Carports und Nebenanlagen. 

1.3. Fassadengestaltung 

Leuchtend grelle Materialien und Anstriche werden nicht zugelassen. Fassadenbegrünungen sind ge-
nerell zulässig. 

1.4. Dachaufbauten, Dacheinschnitte, Zwerchgiebel, Gegengiebel  und Querbauten 

Dachaufbauten, Dacheinschnitte und Zwerchgiebel sind zusammengerechnet bis zu 60% der jeweili-
gen Dachseite zulässig. Der Abstand zur Giebelwand darf 1,25 m und zum First 0,90 m nicht unter-
schreiten. Dachaufbauten auf einer Dachfläche sind einheitlich zu gestalten. 

 

2. WERBEANLAGEN 
(§74 Abs.1 Nr.2 LBO) 

Werbeanlagen sind nur zulässig an der Stätte der Leistung, im Grundstückseinfahrtsbereich und an 
den der Einfahrt zugewandten Gebäudeseiten. Dies können unbeleuchtet, hinterleuchtet oder ange-
strahlt werden. Zulässig sind nur Werbeanlagen bis max. 10 qm Größe. 

Musterflächen von Baumaterialien bzw. Mustergärten zählen nicht als Werbeanlagen i. S. dieser Fest-
setzung. 

Leuchtreklame, Laser- und Blinklichter sind ausgeschlossen. 

Automaten bedürfen der Zustimmung der Gemeinde. 

 

3. GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 
(§74 Abs.1 Nr.3 LBO) 

3.1. Gestaltung der Stellplätze 

Stellplatzflächen und deren Zufahrten sind mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen (Rasengit-
ter, Rasenfugenpflaster, Schotterrasen o.ä.). Dies gilt nicht für Betriebe, die mit wassergefährdenden 
Stoffen umgehen. 
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3.2. Einfriedungen 

Tote und lebende Einfriedungen, Hecken und Sockelmauern sind zum Straßenraum nur bis zu einer 
Höhe von 1,0 m zulässig und sind in dieser Höhe dauerhaft zu unterhalten. Die Einschränkungen im 
Bereich der Sichtwinkelflächen sind zu beachten. Für lebende Einfriedungen und Hecken gilt diese 
Höhenbeschränkung nicht. Einfriedungen an den seitlichen und hinteren Grundstücksgrenzen sind 
entsprechend der nachbarschaftsrechtlichen Vorschriften auszuführen.  

Für Einfriedungen mit Heckenzäunen sollen möglichst gebietsheimische Arten verwendet werden, 
zumindest jedoch Laubgehölze. Einfriedungen mit Thuja oder anderen Koniferen sind nicht zulässig. 
Die Verwendung von Gehölzen mit giftigen Früchten, Samen oder Blättern für die Einfriedung der 
Baugrundstücke ist ebenfalls nicht zulässig.  

Mit Einfriedungen und Bepflanzungen ist zu öffentlichen Verkehrsflächen mit Ausnahm der ausgewie-
senen Freihaltezone um die Wendeanlage ein Mindestabstand von 0,5 m einzuhalten 

3.3. Gestaltung unbebauter Grundstücksflächen 

Die nicht überbauten Flächen der bebaubaren Grundstücke sind gärtnerisch anzulegen und dauerhaft 
zu unterhalten.  

Zum Schutz der ökologischen Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sowie zur Ver-
besserung des örtlichen Kleinklimas sind Frei-flächen im Bereich privater Baugrundstücke – außer im 
Traufbereich der Gebäude bis max. 0,5 m  Breite – unversiegelt zu belassen, gärtnerisch anzulegen 
und dauerhaft zu erhalten. 

Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (Folie, Vlies) sind nur zur Anlage von permanent 
mit Wasser gefüllten Gartenteichen zulässig. 

Großflächig mit Steinen, Kies, Schotter oder sonstigen vergleichbaren losen Materialschüttungen be-
deckte Flächen, in welcher diese (Steine, Kies, Schotter oder sonstige vergleichbare lose Material-
schüttungen) das hauptsächliche Gestaltungsmittel sind und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl 
vorkommen (Schottergärten), sind unzulässig.  

Die Freiflächen der Baugrundstücke müssen als mit Pflanzen bewachsene Grünflächen angelegt und 
unterhalten werden. Es sind bevorzugt gebietsheimische Pflanzen (vgl. Pflanzlisten unter 12. der Pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen) zu verwenden. Abdeckungen von offenen Bodenflächen mit Schot-
ter- oder Steinschüttungen sowie wasserundurchlässige Abdeckungen aller Art sind nicht zulässig, so-
fern sie nicht technisch erforderlich sind (z.B. Traufstreifen). Nicht begrün-te Flächen sind auf das zu-
lässige und notwendige Maß zu begrenzen und in den Planunterlagen des Baugesuchs mit ihrer Ver-
wendung darzustellen. 

3.4. Müllstandplätze 

Sollen Abfallbehälter dauernd separat von Hauptgebäuden aufgestellt bleiben, so müssen sie in einem 
geschlossenen Behältnis untergebracht oder gegen Einsicht von den öffentlichen Verkehrsflächen ab-
geschirmt werden. Diese sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 

4. AUSSENANTENNEN 
(§74 Abs.1 Nr.4 LBO) 

Je Gebäude darf nur eine Antenne angebracht werden. Parabolspiegel sollen hinsichtlich der Farbge-
bung den in seiner direkten Umgebung vorherrschenden Baustoffen angeglichen werden. 

Sende- und Empfangsanlagen für Funk- und Radioamateure sowie für kommerzielle Telekommunika-
tion sind nicht zulässig. 

 

5. NIEDERSPANNUNGS- UND FERNMELDELEITUNGEN 
(§74 Abs.1 Nr.5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen und Fernmeldefreileitungen sind innerhalb des räumlichen Geltungsbe-
reiches des Bebauungsplanes nicht zulässig. 

Dies gilt nicht für die Flurstücke 4942, 4945, 4948 und 4947. 
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6. STELLPLATZVERPFLICHTUNG 
(§74 Abs.2 Nr.2 LBO) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird eine Stellplatzverpflichtung in Abhängigkeit von der 
Anzahl der Wohnungen wie folgt festgesetzt: 

Für WA1 und MI gilt: 
Je Wohnung sind auf dem Baugrundstück mindestens 2 Stellplätze herzustellen, wobei kein Stellplatz 
im Stauraum (Garagen-/ Carport-/ Stellplatzzufahrt) eines anderen untergebracht sein darf. 

Für WA2 gilt: 
Je Wohnung sind auf dem Baugrundstück mindestens 1,5 Stellplätze herzustellen, wobei kein Stell-
platz im Stauraum (Garagen-/ Carport-/ Stellplatzzufahrt) eines anderen untergebracht sein darf. 
Ergibt sich bei der Berechnung der notwendigen Stellplätze ein halber Stellplatz, so ist dieser auf ei-
nen vollen Stellplatz aufzurunden. 

 

7. AUFFANGEN VON REGEN- UND SCHMELZWASSER DER DACHFLÄCHEN  
(§74 Abs.3 Nr.2 LBO) 

Um die Belastung der Kanalisation mit Oberflächenwasser und Überschwemmungsgefahren zu redzu-
ierern, ist auf jedem Bauplatz eine Zisterne mit einem Fassungsvermögen von mindestens 4 m³ zum 
Auffangen und Sammeln von Regen- und Schmelzwasser der Dachflächen zu errichten. Der Überlauf 
ist an die Kanalisation anzuschließen. 

Sofern das aufgefangene Wasser als Brauchwasser im häuslichen Bereich verwendet wird, ist zu be-
achten, dass eine direkte Verbindung von Trinkwasseranlagen mit Regenwasseranlagen nach der 
Trinkwasserverordnung (TrinkwV) nicht zulässig ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aufgestellt: 
Sulz a. N., den 05.02.2022 

 

 

Zuletzt geändert: 
Sulz a. N., den 01.12.2023 
 

 
.......................................................................... 

Bernd Ohnmacht 

Anerkannt und ausgefertigt: 
 
Schömberg, den ......................................... 

 

 
.......................................................................... 

Karl-Josef Sprenger, Bürgermeister 
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STADT SCHÖMBERG 

ZOLLERNALBKREIS 

 

BEBAUUNGSPLAN 

„PFARRSCHEUERAREAL“ 

in Schömberg, Stadtteil Schörzingen 

C. HINWEISE 

1. DENKMALSCHUTZ 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind 
gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen.  

Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, 
Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages 
nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) 
mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Do-
kumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

Das Plangebiet befindet sich in der unmittelbaren Umgebung der Katholischen Pfarrkirche St. Gallus, einem 
Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung gemäß § 28 DSchG, das als solches auch Umgebungsschutz 
gem. § 15/3 DSchG genießt. Somit sind die Belange der Bau-und Kunstdenkmalpflege in mehrfacher Hin-
sicht betroffen. Aufgrund dieses Umgebungsschutzes sind denkmalschutzrechtliche Genehmigungen für 
Neu- und Umbauten entlang der Kirchstraße erforderlich. 

 

2. OBERBODEN UND ERDARBEITEN 

Der humose Oberboden ist getrennt abzutragen, sorgfältig zu sichern und möglichst vollständig auf dem 
Grundstück wieder zu verwenden oder zur Verbesserung der Bodenwerte auf anderen landwirtschaftlichen 
Nutzflächen wieder aufgebracht werden. Dies gilt auch für Baustellenzufahrten, Baulagerflächen und sonsti-
ge temporäre Einrichtungen. 

Die Erdarbeiten sind möglichst im Massenausgleich durchzuführen. Auf die Verpflichtung zum schonenden 
Umgang mit dem Naturgut Boden gemäß § 1a Abs.1 BauGB wird hingewiesen. 

Bei der Ausführung von Baumaßnahmen sind folgende Erfordernisse zum Schutz des Bodens zu beachten: 

 Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur soviel Mutterboden abgeschoben wird, wie für die 
Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. 

 Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Mutterboden und Unter-
boden durchzuführen. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflä-
chen ist nicht zulässig. 

 Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden und bei niederschlagsfreier Witte-
rung erfolgen. 

 Ein Überschuss an Mutterboden soll sinnvoll an anderer Stelle wiederverwendet werden (Grünanlagen, 
Rekultivierung, Bodenverbesserungen). 

mailto:abteilung8@rps.bwl.de
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 Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; Er darf nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mul-
den, Baugrube, Arbeitsgraben usw.) benutzt werden. 

 Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder erhebliche Beeinträchti-
gungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden können, sind der Unteren Bodenschutzbe-
hörde zu melden. 

 

3. GEOTECHNIK 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) 
vorhandenen Geodaten im Verbreitungsgebiet der Gesteine des Unteren und Mittleren Jura (Posidonien-
schiefer-, Jurensismergel und Opalinuston-Formation).  

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Last-abtragung geeignet sind sowie 
mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuch-
tung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.  

Mit Ölschiefergesteinen ist zu rechnen. Auf die bekannte Gefahr möglicher Baugrundhebungen nach Aus-
trocknung bzw. Überbauen von Ölschieferge-steinen durch Sulfatneubildung aus Pyrit wird hingewiesen. Die 
Ölschiefer können betonangreifendes, sulfathaltiges Grund- bzw. Schichtwasser führen. Eine ingenieurgeo-
logische Beratung durch ein in der Ölschieferthematik erfahrenes privates Ingenieurbüro wird empfohlen.  

Darüber hinaus werden auch bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder 
Bauarbeiten (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

4. VERMESSUNGS- UND GRENZZEICHEN 

Vermessungs- und Grenzzeichen sind für die Dauer der Bauausführung zu schützen und soweit erforderlich, 
unter den notwendigen Schutzvorkehrungen zugänglich zu halten. Die Sicherung gefährdeter Vermessungs-
zeichen ist vor Beginn beim Vermessungsamt zu beantragen. 

5. EINBAUTEN (RÜCKENSTÜTZEN DER STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN, STRASSENSCHILDER 
ETC.) AUF PRIVATEN GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 

Auf Grund der örtlichen Verhältnisse kann es erforderlich sein, dass zur Herstellung der Straßenverkehrsflä-
chen während der Bauphase vorübergehend in die Randbereiche der angrenzenden Privatgrundstücke ein-
gegriffen werden muss. 

Haltevorrichtungen sowie Leitungen für die Straßenbeleuchtung einschließlich Beleuchtungskörper und Zu-
behör sowie Kennzeichen- und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen befinden sich aus verschiedenen 
Gründen sinnvollerweise zum Teil neben der Straßenverkehrsfläche auf den privaten Grundstücken. Zudem 
werden zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen zum Teil Böschungen, Stützmauern und Hinterbe-
tonstützen für die Straßenrandeinfassung auf den angrenzenden Privatgrundstücken notwendig. 

Die Gemeinde wird notwendige Einbauten frühzeitig mit den betroffenen Grundstückseigentümern erörtern 
und notwendige Einbauten über z. B. Grunddienstbarkeiten sichern. 

 

 
 

Aufgestellt: 
Sulz a. N., den 05.02.2022 

 

 

Zuletzt geändert: 
Sulz a. N., den 01.12.2023 
 

 
.......................................................................... 

Bernd Ohnmacht 

Anerkannt und ausgefertigt: 
 
Schömberg, den ......................................... 

 

 
.......................................................................... 

Karl-Josef Sprenger, Bürgermeister 
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Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal" in Schömberg, Ortsteil Schörzingen

1. Anlass

Anlass des vorliegenden Umweltbeitrags ist die geplante Aufstellung des Bebauungsplanes "Pfarrscheuera-
real" in Schömberg, Ortsteil Schörzingen.

Durch den Bebauungsplan sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zum Bau von insgesamt 5
Bauplätzen für Einzel- oder Doppelhausbebauung in der Innerortslage von Schörzingen geschaffen werden
und so dem weiterhin vorhandenen Wohnflächenbedarf  für die örtliche Bevölkerung Rechnung getragen
werden.

Hierfür wird die Durchführung eines Bebauungsplan-Verfahrens erforderlich. Das Verfahren wird nach § 13a
BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren durchgeführt, auf die Begrün-
dung zum Bebauungsplan wird verwiesen. Deshalb wird von der Umweltprüfung und dem Umweltbericht
nach § 2 BauGB abgesehen. Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten
sind, gelten als bereits erfolgt oder zulässig und müssen nicht ausgeglichen werden.

Es sind jedoch Aussagen über die Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft bzw. über die
Betroffenheit  der  Schutzgüter  Biotope,  Arten und biologische Vielfalt,  Boden einschließlich Flächeninan-
spruchnahme, Grund- und Oberflächenwasser, Klima, Landschaftsbild und Erholung sowie auf den Men-
schen zu treffen. Die Überprüfung erfolgt anhand nachfolgender Ausführungen. 

2. Lage im Raum und räumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet befindet im Ortszentrum von Schörzingen unmittelbar westlich der Kirchstraße mit der St.
Gallus Kirche. Er wird im Norden begrenzt durch die Obere Gasse, im Osten durch die Kirchstraße und im
Süden durch die Untere Kirchstraße. Im Westen grenzt die Bestandsbebauung entlang der Tannenstraße an
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes an.

Ausschnitt aus der topographischen Karte M 1 : 10.000, Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung BW
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Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal" in Schömberg, Ortsteil Schörzingen

3. Kurzbeschreibung des Plangebietes und der geplanten Änderung 

3.1. Bestand

Bei dem überplanten Bereich handelt es sich um ein von Norden nach Süden abfallendes Gelände in zentra-
ler Lage von Schörzingen, das im Osten unmittelbar an die Kirschstraße mit der St. Gallus Kirche angrenzt.

Der südliche und südöstliche Teil wird von Bestandsgebäuden mit zugehörigen Hausgärten, in denen auch
einzelne Obstbäume stehen, eingenommen. Im Nordosten befindet sich ein großvolumiges Scheunengebäu-
de. Das westlich daran angrenzende Bestandsgebäude sowie ein südlich angrenzendes Gebäude wurden
zwischenzeitlich abgebrochen, ein ortsbildprägender Walnußbaum blieb erhalten.

Die Grundflächen der abgebrochenen Gebäude wurden eingeebnet und eingeschottert.

Luftbildausschnitt mit Katastergrenzen

Die verbliebenen Gartenflächen im Gebiet bestehen aus einer Mischung aus Nutzgärten mit kurz gemähten
Rasenflächen und gepflegten Obstbäumen sowie aus mit Blumenbeeten zu reinen Ziergärten gestalteten
Flächen. 

Eine dieser Gartenflächen ist mit wenig gepflegten, recht niedrigen Obstbäumen (Kirschen- und Zwetsch-
genbäumen) bestanden. In dieser Gartenfläche befinden sich auch kleine Gartenhütten.

Besonders hochwertige Biotopstrukturen oder erhaltenswerte Einzelbäume sind mit Ausnahme des ortsbild-
prägenden Walnußbaumes nicht vorhanden.

Umweltbeitrag zur Prüfung der Umweltbelange Seite 2
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3.2. Planung

Ausschnitt aus dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes (Ohnmacht Ingenieure)

Im Vorfeld der Planung wurde ein innerörtliches Flurbereinigungsverfahren durchgeführt, um die entspre-

chende Erschließung zu ermöglichen.

Die Bestandsbebauung entlang der Unteren Kirchstraße im Süden und entlang der Kirchstraße im Osten

bleibt demnach bis auf den Gebäudeabbruch auf dem neu gebildeten Flurstück Nr. 4941 erhalten. Die ur -

sprünglichen Flurstücksgrenzen im zentralen in im nordwestlichen Teil des Plangebietes werden neu aufge-

teilt, so dass durch den Bau einer Stichstraße mit Anbindung nach Norden in die Obere Gasse insgesamt 5

zusätzliche Wohnbauplätze geschaffen werden mit zusätzlichen öffentlichen Stellplätzen im Zufahrtsbereich

zur Oberen Gasse.

Festgesetzt wird ein Allgemeines Wohngebiet nach §4 BauNVO für Einzel- und Doppelhausbebauung mit

zwei Vollgeschossen. Lediglich für die Bestandsbebauung am nordöstlichen Rand des Plangebietes wird ge-

mäß der aktuellen Nutzung ein Mischgebiet festgesetzt. Ein Teilbereichen entlang der Oberen Gasse wer -

den bis zu 4 Wohnungen je Einzelhaus zugelassen, ansonsten sind bis zu 2 Wohnungen je Einzelhaus zu-

lässig.Auf die Begründung zum Bebauungsplan wird verwiesen.
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4. Vorgaben und Schutzgebiete sowie wesentliche Ziele sonstiger übergeordneten Fachplanungen

Regionalplan Siedlungsfläche, Bestand

Flächennutzungsplan Mischbaufläche - Dorfgebiet, Bestand

Bebauungsplan Nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen

Vogelschutzgebiete (Natura 2000) Nicht betroffen.

FFH- Gebiet (Natura 2000) Nicht betroffen.

Natur- u. Landschaftsschutz-

gebiete, Naturdenkmale
Nicht betroffen.

Geschützte Biotope nach 

§ 30 BNatSchG
Nicht betroffen.

Mähwiesenkartierung Nicht betroffen.

Biotopverbund Nicht betroffen.

Naturpark Südschwarzwald

Wasserschutzgebiete Nicht betroffen

Oberflächengewässer Nicht betroffen.

Überschwemmungsgebiete

Überflutungsflächen
Nicht betroffen.

Umweltbeitrag zur Prüfung der Umweltbelange Seite 4
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5. Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft 
und Bewertung der Eingriffserheblichkeit

Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltprüfung und dem Umweltbericht nach § 2 Abs.4 BauGB

abgesehen. Es sind jedoch Aussagen über die Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft

bzw. über die Betroffenheit der zu berücksichtigenden Schutzgüter zu treffen. Die Überprüfung erfolgt an-

hand nachfolgender Ausführungen. 

5.1. Bewertung der Eingriffserheblichkeit bezogen auf die einzelnen Schutzgüter:

Schutzgut
und 
Wirkfaktoren

Bestand zu erwartende Auswirkungen
/ Prognose über die Entwicklung des
Umweltzustands  bei  Durchführung
der Planung

Erheb-
lichkeit

Entsprechend der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (2002) und den Umweltzielen der Bundesregie-
rung soll der Flächenverbrauch auf kommunaler Ebene insbesondere für Siedlung und Verkehr bis zum
Jahr 2030 auf unter 30 Hektar pro Tag verringert werden. Auch die Europäische Kommission schlägt 
vor, bis 2050 einen Zustand zu erreichen, bei dem netto keine Fläche mehr verbraucht wird.

Durch die Schaffung zusätzlicher Baumöglichkeiten im innerörtlichen Bereich im Sinne einer Nachver-
dichtung wird die geplante Bebauungsplan-Änderung diesen Umweltzielen gerecht.

Im vorliegenden Fall umfasst der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ca. 8.790 m², davon bleiben 
ca. 4.170 m² als Bestandsbebauung unverändert, weitere ca. 3.860 m² werden auf Grundlage des 
durchgeführten Umlegungsverfahrens durch den Bau einer Erschließungsstraße mit Parkplatz- und 
Grünflächen mit ca. 760 m² als neue innerörtliche Bauflächen zur Verfügung gestellt.

biologische
Vielfalt
- Biotope

Bestandsbebauung (Wohngebäude, Garagen, 
Nebengebäude) mit zugehörigen Zufahrts- und 
Parkplatzflächen im südlichen und östlichen Teil 
des Plangebietes 

sowie

ehemalige Gebäudegrundflächen und Reste von 
Hausgärten mit einzelnen Obstbäumen und Ne-
benanlagen.

Erhaltung

und 

Verlust von Biotopstrukturen geringer 
bis mittlerer Wertigkeit durch ein den 
Bau einer Erschließungsstraße, an die 
insgesamt 5 Wohnbaugrundstücke an-
geschlossen werden können.

Es wird eine Ausgleichsmaßnahme für 
den entfallenden Obstbaumbestand 
durchgeführt (vgl. Kap. 8).

nicht
erheblich 

bis

wenig
erheblich

bis

erheblich
(Baum-
bestand)

biologische 
Vielfalt
- Biotopverbund

Der Geltungsbereich nimmt keine für den landes-
weiten Biotopverbund ausgewiesene Flächen in 
Anspruch. 

Mit einer erheblichen Verschlechterung
der Biotopverbundfunktion durch die 
Umsetzung des Vorhabens ist nicht zu 
rechnen. Es verbleiben ausreichend 
Freiflächen, die gärtnerisch genutzt 
werden. Zusätzlich werden neue 
(Obst-)Baumpflanzungen in Abhängig-
keit von der Grundstücksgröße festge-
setzt.

wenig 
erheblich 

biologische 
Vielfalt
- Artenschutz

Es wurde eine artenschutzrechtliche Relevanzprü-
fung erstellt. Diese ist den BPlan-Unterlagen bei-
gefügt.

Die artenschutzrechtliche Prüfung 
kommt zu dem Ergebnis, dass durch 
das geplante Vorhaben kein Verstoß 
gegen § 44 Abs. 1 i.V. m Abs. 5 
BNatSchG vorbereitet wird, wenn die 
notwendigen Gehölzrodungen außer-
halb der Vogelbrutzeiten und außer-
halb der Aktivitätsphase von Fleder-
mäusen erfolgen.

Für den Verlust potentieller Brutmög-
lichkeiten für Vögel und von Quartieren 
für Fledermäuse werden jedoch zusätz-
liche Maßnahmen festgesetzt (vgl. 
Kap. 7).

wenig
erheblich
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Schutzgut
und 
Wirkfaktoren

Bestand zu erwartende Auswirkungen
/ Prognose über die Entwicklung des
Umweltzustands  bei  Durchführung
der Planung

Erheb-
lichkeit

Boden Es handelt sich größtenteils um anthropogen 
überformte Böden in Innerortslage mit Bestands-
gebäuden, Nebengebäuden, bereits abgebroch-
nenen Gebäudegrundflächen und den zugehöri-
gen Verkehrsflächen mit den zugehörigen Haus-
gärten.

Die Flächen sind damit insgesamt für das Schutz-
gut Boden von vorwiegend geringer Wertigkeit.

Aufgrund der zulässigen Art der bauli-
chen Nutzung (WA mit einer Grundflä-
chenzal von 0,4) und auf einer kleinen 
Teilfläche MI mit einer GRZ von 0,6) 
und der insgesamt geringen Größe des
Plangebietes wird der Eingriff durch 
Neuversiegelung und Überbauung auf 
das unbedingt erforderliche Maß redu-
ziert. Dabei werden weitestgehend vor-
belastete Böden in Anspruch genom-
men.

wenig 
erheblich

Oberflächen-
wasser

Oberflächengewässer innerhalb des Geltungsbe-
reichs sind nicht vorhanden.

Keine zusätzlichen Beeinträchtigungen, nicht
erheblich

Grund-
wasser

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine nutz-
baren Grundwasservorkommen vorhanden, die 
durch die Planung beeinträchtigt werden können.

Bedeutende oder nutzbare Grundwas-
servorkommen sind nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht betroffen.  
Aufgrund der Festsetzungen des Be-
bauungsplanes wird anfallendes unbe-
lastetes Oberflächenwasser gesondert 
abgleitet und durch vorgeschriebene 
Retentionszisternen verzögert dem be-
stehenden Entwässerungssystem zu-
geführt.
Erhebliche betriebsbedingte Ver-
schmutzungsgefährdungen für das 
Grundwasser sind aufgrund der zuläs-
sigen Art der baulichen Nutzung (Allge-
meines Wohngebiet bzw. Mischgebiet 
mit Grün- und Freiflächenanteilen) nicht
zu erwarten. 

wenig 
erheblich

Klima 
und Luft

Sehr kleine innerörtliche Freifläche ohne An-
schluss an wichtige innerörtliche Luftaustausch-
bahnen und ohne besondere Bedeutung als Kalt-
luftentstehungsfläche.

Aufgrund der geringen Größe in Ver-
bindung mit dem hohen Freiflächenan-
teil im Plangebiet und im unmittelbaren 
Umgebungsbereich sowie in Verbin-
dung mit den festgesetzten Maßnah-
men zur inneren Durchgrünung erfolgt 
keine erhebliche Beeinträchtigung der 
lokalklimatischen Situation.

wenig 
erheblich

Landschafts-
bild/ 
Ortsbild

Innerörtliche Lage mit umgebender teilweise groß-
volumiger Bestandsbebauung. 

Das Plangebiet ist nur aus der unmittelbaren Um-
gebung heraus einsehbar.

Aufgrund der Umgebungsbebauung 
und der Höhenfestsetzungen sind kei-
ne weithin sichtbaren negativen Aus-
wirkungen oder Beeinträchtigungen zu 
erwarten.

wenig 
erheblich

Erholung Es sind keine Anlagen für die öffentliche Freizeit- und Erholungsnutzung betroffen, auch 
keine örtlichen oder überörtlichen Wegeverbindungen in die freie Landschaft. 

keine

Kultur- und 
Sachgüter

Besondere Sachgüter als Schutzgut im Rahmen des Umwelt- und Denkmalschutzes, die 
für Einzelne, besondere Gruppen oder die Gesellschaft insgesamt von besonderer Bedeu-
tung sind, sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen. 

keine

Mensch Zu beurteilen sind zum einen die möglichen Auswirkungen auf die zukünftigen Nutzer des 
Plangebietes und zum anderen die Auswirkungen der geplanten baulichen Nutzung auf die
angrenzende Bebauung und deren Bewohner.

Eine Verschlechterung in Bezug auf die Wohn-, Lebens- und Arbeitsbedingungen sowohl 
für die Angrenzer als auch für die zukünftigen Nutzer im Vergleich zum derzeitigen Bestand
sind nicht zu erwarten. Angestrebt wird eine vorwiegend wohnbauliche Nutzung.

Auch in Bezug auf die zusätzlichen Verkehrsbewegungen im Bestandsgebiet sind aufgrund
der zusätzlichen Wohneinheiten keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. 

wenig
erheblich
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Schutzgut
und 
Wirkfaktoren

Bestand zu erwartende Auswirkungen
/ Prognose über die Entwicklung des
Umweltzustands  bei  Durchführung
der Planung

Erheb-
lichkeit

Abfälle
Art und Menge 
der erzeugten 
Abfälle und ih-
rer Beseitigung 
und Verwertung

Anfallende Abwässer und Abfallmengen werden über die üblichen Entsorgungseinrichtun-
gen und -techniken (Kreislaufwirtschaft, Trennsysteme etc.) sach- und umweltgerecht ent-
sorgt bzw. wiederverwertet. Spezielle Problemabfälle werden ggf. von Entsorgungsfachbe-
trieben recycelt und/oder entsorgt, sind aber aufgrund des Gebietscharakters nicht zu er-
warten.
Die ordnungsgemäße Entsorgung der Abfälle und Abwässer ist somit gewährleistet. Erheb-
liche nachteilige Umweltauswirkungen entstehen nicht. 

keine Aus-
wirkungen

Emissionen
von Schadstof-
fen, Lärm, Er-
schütterungen, 
Licht, Wärme 
und Strahlung

Bau-, anlage- und betriebsbedingt entstehen durch die Ergänzung der Bestandsbebauung 
für Wohnzwecke keine zusätzlichen erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen.

keine Aus-
wirkungen

Risiken
für menschliche
Gesundheit,
kulturelles Erbe
oder Umwelt

Bau-, anlage- und betriebsbedingt entstehen durch die Nachverdichtung im Siedlungsbe-
stand in Form von Wohnbebauung keine zusätzlichen Risiken.

keine Aus-
wirkungen

Kumulie-
rung mit den 
Auswirkungen 
von Vorhaben 
benachbarter 
Plangebiete

Es handelt sich um die Erweiterung von Wohnbauflächen im Bestand, für die entsprechen-
der Bedarf aus der örtlichen Bevölkerung besteht. Hieraus können keine zusätzlichen er-
heblich nachteiligen Umweltauswirkungen im Zusammenhang mit den bereits realisierten 
Wohngebieten abgeleitet werden.

keine Aus-
wirkungen

Auswirkun-
gen der ge-
planten Vor-
haben auf 
das Klima 
(zum Beispiel 
Art und Aus-
maß der Treib-
hausgasemissi-
onen) und der 
Anfälligkeit der 
geplanten Vor-
haben gegen-
über den Fol-
gen des Klima-
wandels. 

Die Planung führt anlagebedingt auch zu einer Zunahme an versiegelten und überbauten
Flächen. Dadurch entsteht ein erhöhter Oberflächenwasserabfluss und eine Zunahme von
Flächenaufheizungen, insbesondere auch im Zusammenhang mit den prognostizierten Fol-
gen des Klimawandels (Zunahme von Starkregenereignissen, möglicher globaler Tempera-
turanstieg). 

Betriebsbedingt ist mit einer geringen Zunahme von Emissionen (Verkehr, Heizung etc.) zu
rechnen.

Es werden Maßnahmen zum Schutz vor  Starkregenereignissen sowie  Maßnahmen zur
Rückhaltung von anfallendem Niederschlagswasser getroffen. Ebenso sind Flachdächer zu
begrünen und sämtliche Park-, Stellplatz- und Hofflächen in wasserdurchlässiger Belags-
ausbildung herzustellen, so dass die zu erwartenden Beeinträchtigungen minimiert werden
können.

Gering

eingesetzte
Techniken
und Stoffe

Aufgrund der zulässigen Art der baulichen Nutzung als Reines Wohngebiet mit Einzelhaus-
bebauung kann auf die bau-, anlage- und betriebsbedingte Beurteilung der eingesetzten 
Techniken und Stoffe verzichtet werden.

keine Aus-
wirkungen

Wechsel-
wirkungen

Erhebliche Auswirkungen über die schutzgutbezogene Beurteilung hinaus sind nicht zu er-
warten.

keine Aus-
wirkungen
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6. Empfohlene Festsetzungen zur Vermeidung und Minimierung 
von Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft:

• Pflanzung eines Hausbaumes je Baugrundstück, um eine innerörtliche Durchgrünung zu erreichen.

Der Standort dieses Baumes kann auf dem Baugrundstück frei gewählt werden.

• Empfehlungen zur Fassadenbegrünung für Außenwände von Garagen und Wandflächen von Wohn-

gebäuden oder Nebenanlagen ohne Gliederung oder Gestaltung, Versatz oder Fenster und Begrü-

nung von Carports mit Kletterpflanzen, ggf. unter Verwendung von Rankgerüsten.

• Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen sind notwendige Gehölzrodungen ausschließlich außer-

halb der Vogelbrutzeit und der Aktivitätsphase von Fledermäusen, also nicht im Zeitraum vom 01.

März bis 31. Oktober, zulässig.

• Gemäß dem vorliegenden artenschutzrechtlichen Fachbeitrag sind als Ausgleich für zwei verloren

gehende Spaltenquartiere für Fledermäuse vier Flachkästen in der Umgebung, möglichst an öffentli-

chen Gebäuden, zu verhängen.

• Sollten weitere Gebäudeabbrucharbeiten notwendig werden, sind die betroffenen Gebäude vorab

zur  Beurteilung  der  Betroffenheit  von  Fledermausquartieren  und  gebäudebrütenden  Vogelarten

durch einen Fachgutachter zu begehen. Basierend auf den Ergebnissen dieser Begehungen kann

sich ein zusätzlicher Ausgleichsbedarf ergeben. Gebäudeabbrucharbeiten sind analog zu den Ge-

hölzrodungsarbeiten außerhalb der Aktivitätsphase von Fledermäusen, also nicht im Zeitraum vom

01. März bis 31. Oktober, zulässig. 

• Verwendung  streulichtarmer, geschlossener Leuchtentypen mit geringer Lockwirkung für Insekten

(z. B. Natriumdampf-Hochdrucklampen, -Niederdrucklampen oder LEDs) zum Schutz von Insekten.

• Herstellung von Stellplatzflächen und deren Zufahrten mit wasserdurchlässigen Belägen herzustel-

len (Rasengitter, Rasenfugenpflaster, Schotterrasen o.ä.).

• Errichtung einer Zisterne je Bauplatz zum Auffangen und Sammeln von Regen- und Schmelzwasser

der  Dachflächen,  um die  Belastung  der  Kanalisation  mit  Oberflächenwasser  und  Überschwem-

mungsgefahren zu reduzieren.

Außerdem wird empfohlen zu prüfen, inwieweit der größere Walnußbaum auf Flst.Nr. 4941 erhalten werden

kann.
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7. Potentieller Verlust von Nistplätzen für Höhlenbrüter und von Quartierplätzen für Fledermäuse 

Aufgrund der Anregung der Unteren Naturschutzbehörde, dass ggf. bereits vor Beginn der Planungen einzel-

ne Obstbäume beseitigt wurden und hier ein mögliches Quartierpotential für Vögel und Fledermäuse in Form

von Baumhöhlen nicht mehr beurteilt werden kann, soll  über eine worst-case-Betrachtung ein Ersatz ge-

schaffen werden.

Bei dieser Betrachtung wird davon ausgegangen, dass je zwei Nistplätze für höhlenbrütende Vögel und zwei

Hangplätze für Fledermäuse in dem ursprünglichen Baumbestand vorhanden waren. Diese sind mit dem

Faktor 3 in Form von aufzuhängenden Nisthöhlen und Fledermauskästen wie folgt auszugleichen:

• Für den potenziellen Verlust von Höhlenstrukturen an Obstbäumen im Plangebiet, die von der 

Avifauna als Brutplatz genutzt werden können, sind auf den gemeindeeigenen Flurstücken Nr. 170 

und 178 insgesamt 6 Nisthöhlen (z.B. Nisthöhle „1B“ der Firma Schwegler) an Bestandsbäumen zu

verhängen.

• Für den potenziellen Verlust von Asthöhlen und Spaltenstrukturen an Obstbäumen im Plangebiet, 

die von Fledermäusen als Hangplatz genutzt werden können, sind auf den gemeindeeigenen Flur-

stücken Nr. 170 und 178 insgesamt 6 Fledermausflachkästen (z.B.: „Fledermausflachkasten 1FF“ 

der Fa. Schwegler) an Bestandsbäumen oder an öffentlichen Gebäuden zu verhängen.

• Es ist ein fachgerechtes Verhängen und eine fachgerechte Pflege der Nist- und Fledermauskästen 

zu gewährleisten

Diese Maßnahmen werden in die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes verbindlich auf-

genommen. Die Realisierung ist durch die Standorte auf städtischen Flächen gewährleistet.

Umweltbeitrag zur Prüfung der Umweltbelange Seite 9



Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal" in Schömberg, Ortsteil Schörzingen

8. Ersatzmaßnahmen für Streuobst

Als Ausgleich für den Verlust von Hausgärten mit teilweise zusammenhängendem Obstbaumbestand inner-

halb des geplanten Baugebiets wird zusätzlich eine Ausgleichsmaßnahme in Form der Erweiterung und Er-

gänzung eines Streuobstbestandes im Außenbereich im Gewann Eschelbach durchgeführt.

8.1. Lage von Plangebiet und Ausgleichsfläche

Die Ausgleichsfläche befindet sich südöstlich der Ortslage von Schörzingen in Verlängerung der „Unteren

Böhrstraße“ im Gewan Eschelbach auf Teilflächen des gemeindeeigenen Flurstücks Nr. 4014.

Die Maßnahme ist auf Grundlage des Pflegekonzepts für das Streuobstgebiet „Eschelbach“1 entwickelt 

1Siegmund Landschaftsarchitektur, Stadt Schömberg Streuobstgebiet „Eschelbach“ – Pflegekonzept, 2016
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8.2. Massnahmenbeschreibung

Vorgesehen ist die Ergänzung eines vorhandenen teilweise überalterten Streuobstbestandes.

Auf zwei Teilflächen im nördlichen (ca. 930 m²) und im südlichen Teil (ca. 1.700 m²) sollen insgesamt 22

hochstämmige Obstbäume neu gepflanzt werden. 

Außerdem werden innerhalb des Bestandes weitere 6 Bäume ergänzend gepflanzt, um eine Revitalisierung

zu erreichen. 

Insgesamt entstehen so 2.630 qm Obstwiesenflächen zusätzlich.
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Blick auf Teilfläche 1 Blick auf Teilfläche 2, im Vordergrund Blick auf Pachtfläche

Die Maßnahme wird durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag gesichert.

8.3. Hinweise zur Durchführung der Maßnahme sowie zur Pflege und Unterhaltung

• Pflanzabstand mindestens 12,0 m;

• Qualität: Hochstamm, 2 mal verpflanzt, ohne Ballen, Stammumfang 8 bis 10 cm;

• Drahtgeflecht als Wühlmausschutz, Verbißschutz, Pfahl;

• Wässern bei Bedarf in den ersten 5 Standjahren;

• Jährlicher Erziehungsschnitt in den ersten 10 Standjahren;

• danach zwei Erhaltungsschnitte in den nächsten 6 Folgejahren;

• danach alle 6 Jahre Rückschnitt.

• Die Ausbildung von Baumhöhlen sollte toleriert und stärkeres Totholz 

(Äste ab Armdicke) in der Krone belassen werden.

• Abgängige Bäume aus dem Altbestand sind durch Neupflanzungen zu ersetzen.

Aufgestellt:
Oberndorf, den 05.02.2022

Ergänzt:
Oberndorf, den 04.12.2023
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Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal"  in Schömberg - Schörzingen

1 EINLEITUNG

1.1 Anlass

Anlass  für  die  vorliegend  beschriebene  Ausgleichsmaßnahme ist  die  Aufstellung  des  Bebauungsplanes

"Pfarrscheuerareal" in  Schömberg, Stadtteil Schörzingen, im Zollernalbkreis.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes überplant eine innerörtliche Freifläche zwischen dem Rathaus

im Südwesten und der Kirche St. Gallus im Osten. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll eine inner-

örtliche Nachverdichtung zur Schaffung von weiteren Wohnbauflächen auf Grundlage von § 13a BauGB er-

möglicht werden und so weiterer Flächenverbrauch im Außenbereich vermieden werden.

Der überplante Bereich bestand gemäß artenschutzrechtlichem Fachbeitrag (Begehung 08/2021) im nördli -

chen Teil aus Schotter- und Ruderalflächen mit Parkplatzflächen im straßennahen Bereich. Nach Süden hin

befanden sich Bestandsgebäude und deren Nutz- und Hausgärten mit kurz gemähten Rasenflächen und ge-

pflegten Obstbäumen sowie mit Blumenbeeten zu reinen Ziergärten gestalteten Flächen. Eine dieser Garten-

flächen war mit wenig gepflegten, halbstämmigen Obstbäumen (Kirschen- und Zwetschgenbäumen) bestan-

den. In dieser Gartenfläche befanden sich auch kleine Gartenhütten. 

Der mit Obstbäumen bestandene Bereich umfasste zur Zeit der Begehung ca. 1.200 m², so dass ein Streu-

obstwiesen-Ausgleich auch in Anbetracht der größtenteils vorhandenen Halbstämme als nicht erforderlich

angesehen wurde1.

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange fordert die Untere Na-

turschutzbehörde im Gegensatz hierzu einen Ausgleich. Die Behörde geht nach Überprüfung vor Ort und

nach Abgleich auch mit früheren und älteren Luftbildern davon aus, dass der Streuobstbestand vor der Ro-

dung zahlreicher Bäume, die vor kurzem stattgefunden haben muss, deutlich über der Größe von 1.500 m²

gelegen hat.  („Deshalb kommt nach unserer Einschätzung die Neuregelung entsprechend § 33a NatSchG

zum Tragen. Das bedeutet, dass entsprechend des Eingriffs ein gleichwertiger Streuobstbestand geschaffen

werden muss. Aufgrund des Alters des früher hier vorhandenen Bestands und des zu berücksichtigenden

„Time-Lags“ wird eine Kompensation im Faktor von mindestens 1 zu 2 notwendig werden. Wir gehen hier

von einer Größe von mind. ca. 1.600 m² aus. Somit liegt der Ausgleichsbedarf bei mindestens 3.000 m² neu-

er Streuobstfläche.“)

Da die erwähnte Rodung einzelner Bäume bereits vor Einleitung erster Planungsschritte erfolgte, vorwie-

gend halbstämmige Bäume in eingezäunten Hausgärten betroffen sind und der Bestand auch nicht in den

Fernerkundungsdaten für Streuobst der LUBW vorhanden ist, ist die grundsätzliche Einstufung der Fläche

als innerörtlicher Streuobstbestand zumindest fraglich.

1Streuobstbestände werden definiert nach § 4 Ab-satz 7 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes (LLG):

Streuobstbestände sind eine historisch gewachsene Form des extensiven Obstbaus, bei dem großteils starkwüchsige, hochstämmige
und großkronige Obstbäume in weiträumigen Abständen stehen. Charakteristisch für Streuobstbestände ist die regelmäßige Unternut-
zung als Dauergrünland. Daneben gibt es Streuobstäcker mit ackerbaulicher oder gärtnerischer Unternutzung, Streuobstalleen sowie
sonstige linienförmige Anpflanzungen. Häufig sind Streuobstbestände aus Obstbäumen verschiedener Arten und Sorten, Alters- und
Größenklassen zusammengesetzt. Sie sollten eine Mindestflächengröße von 1.500 m² umfassen. Im Unterschied zu modernen Obst-
Dichtpflanzungen mit geschlossenen einheitlichen Pflanzungen ist in Streuobst-beständen stets der Einzelbaum erkennbar.
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Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal"  in Schömberg - Schörzingen

Zur Vermeidung weiterer Verzögerungen und zur grundsätzlichen Berücksichtigung der Belange von Natur

und Umwelt auch bei Verfahren nach § 13a BauGB soll jedoch eine Ausgleichsmaßnahme in Form der Er-

weiterung und Ergänzung eines Streuobstbestandes im Außenbereich im Gewann Eschelbach durchgeführt

werden.

1.2 Lage von Plangebiet und Ausgleichsfläche

Die Ausgleichsfläche befindet sich südöstlich der Ortslage von Schörzingen in Verlängerung der „Unteren

Böhrstraße“ im Gewan Eschelbach auf Teilflächen des gemeindeeigenen Flurstücks Nr. 4014.

Die Maßnahme ist auf Grundlage des Pflegekonzepts für das Streuobstgebiet „Eschelbach“2 entwickelt 

2Siegmund Landschaftsarchitektur, Stadt Schömberg Streuobstgebiet „Eschelbach“ – Pflegekonzept, 2016
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Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal"  in Schömberg - Schörzingen

2 MASSNAHMENBESCHREIBUNG

2.1 Schutzgut Biotope / biologische Vielfalt 

Vorgesehen ist die Ergänzung eines vorhandenen teilweise überalterten Streuobstbestandes.

Auf zwei Teilflächen im nördlichen (ca. 930 m²) und im südlichen Teil (ca. 1.700 m²) sollen insgesamt 22

hochstämmige Obstbäume neu gepflanzt werden. 

Außerdem werden innerhalb des Bestandes weitere 6 Bäume ergänzend gepflanzt, um eine Revitalisierung

zu erreichen. 

Insgesamt entstehen so 2.630 qm Obstwiesenflächen zusätzlich.
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Bebauungsplan "Pfarrscheuerareal"  in Schömberg - Schörzingen

Blick auf Teilfläche 1 Blick auf Teilfläche 2, im Vordergrund Blick auf Pachtfläche

Die Maßnahme wird durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag gesichert.

2.2 Hinweise zur Durchführung der Maßnahme sowie zur Pflege und Unterhaltung

• Pflanzabstand mindestens 12,0 m;

• Qualität: Hochstamm, 2 mal verpflanzt, ohne Ballen, Stammumfang 8 bis 10 cm;

• Drahtgeflecht als Wühlmausschutz, Verbißschutz, Pfahl;

• Wässern bei Bedarf in den ersten 5 Standjahren;

• Jährlicher Erziehungsschnitt in den ersten 10 Standjahren;

• danach zwei Erhaltungsschnitte in den nächsten 6 Folgejahren;

• danach alle 6 Jahre Rückschnitt.

• Die Ausbildung von Baumhöhlen sollte toleriert und stärkeres Totholz 

(Äste ab Armdicke) in der Krone belassen werden.

• Abgängige Bäume aus dem Altbestand sind durch Neupflanzungen zu ersetzen.

Fassung:
Oberndorf, den 04.12.2023
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Postanschrift 
Landratsamt Zollernalbkreis 
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Telefon 07433 / 92-01 
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E-Mail post@zollernalbkreis.de 
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BIC SOLADES1BAL 
 
Volksbank Hohenzollern-Balingen eG 
IBAN DE22 6416 3225 0017 0000 09 
BIC GENODES1VHZ 

 
 

 

   

 

Landratsamt Zollernalbkreis, 72336 Balingen Dienstgebäude: 
Hirschbergstrasse 29 

 
 
 
 
Stadt Schömberg 
Alte Hauptstraße 7 
72355 Schömberg 
 
 
 

 

Bauen und Naturschutz 

Sachbearbeiter/in: 
Zimmer-Nr. 
Telefon: 
Fax: 
e-Mail: 
 
Unser Zeichen: 

 

Frau Müllges  
340 
07433/92-1738  
07433/92-1319 
bauamt@zollernalbkreis.de 

 
  20220025 - 301 Pm/Schm 
  (Bitte bei Antwort angeben) 

Datum:   31.05.2022 

 
Verz.-Nr.: 20220025 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Pfarrscheuerareal“ in 72355 Schömberg-Schörzingen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nach Anhörung der Fachbehörden in unserem Hause wird folgende Stellungnahme abgegeben: 
 
Wasser- und Bodenschutz, Ansprechpartner Herr Hegele, Tel.: 92-1772 
 
Bodenschutz (vorsorgender) 
(Sparsamer Umgang mit Boden, Flächenrecycling, Eingriffsbewertung) 
 
Aus Sicht des Bodenschutzes bestehen keine Einwände gegenüber dem Vorhaben. Es ist zu 
beachten, dass bei einer zukünftigen Erschließungs- und Bauplanung frühzeitig 
Verwertungswege für den Ober- und Unterboden geklärt werden. Eine sinnvolle Verwertung 
kann auf  Landwirtschaftlichen Flächen oder in Form von anderweitigen Aufwertungen von 
kulturfähigen Böden an anderer Stelle erfolgen. 
 
Die Belange des Bodenschutzes sind in den Umweltbelangen (Vermeidung und Minimierung 
von Beeinträchtigungen) und in C. Hinweise, Kap. 2 berücksichtigt. 
 
Abwasserbeseitigung 
Die Verpflichtung zum Bau von Retentionszisternen und die Möglichkeit zur 
Regenwassernutzung werden begrüßt. 
 
Wir weisen darauf hin, dass die Drosseleinleitmenge der Zisternen in die örtliche Kanalisation 
frühzeitig mit den Bauherren abzustimmen ist. Abhängig vom Grad der Versiegelung und/ oder 
Nutzung des Regenwassers kann das Mindestvolumen von 4 m³ nicht ausreichen. 
 
 
Verkehrsamt, Ansprechpartner  Frau Dehner, Tel.: 92-1494 
Aus unserem Zuständigkeitsbereich ergeben sich keine grundlegenden Bedenken gegen die 
Planung. 
Die Verkehrsfläche für öffentliche Stellplätze wird begrüßt.  
Aus Verkehrssicherheitsgründen wird generell ein Gehweg gefordert.  



 

 

Es müssen auch für lebende Einfriedungen die Obergrenze von 1 m gelten, da Hecken 
genauso wie tote Einfriedungen zu Sichtbeeinträchtigungen beim rückwärts Ausfahren führen.  
 
 
Gewerbeaufsicht, Ansprechpartner Herr Kröner, Tel.: 92-1767 
Aus unserem Zuständigkeitsbereich ergeben sich keine Bedenken gegen das Vorhaben. 
 
Die Wohngegend direkt neben oder bei einer Kirche kann unter Umständen hinsichtlich der 
Lärmimmissionen durch Glockenschläge kritisch sein. Insbesondere wenn ein Allgemeines 
Wohngebiet direkt an die Kirche anschließt. Unsere Erfahrungen haben gezeigt, dass 
Lärmbeschwerden von Anwohner*innen teilweise berechtigt sein können und dies im Extremfall 
zu Einschränkungen des Glockenschlags führen kann. 
 
 
Vermessungsamt, Ansprechpartner Herr Mayer, Tel.: 07471/9309-1803 
Flurneuordnung 
Aus unserem Zuständigkeitsbereich ergeben sich keine Bedenken gegen die Planung. 
Wir weisen jedoch auf Folgendes hin: 
 
Das Planungsgebiet des Bebauungsplans „Pfarrscheuerareal“ befindet sich innerhalb des 
laufenden Flurneuordnungsverfahrens Schömberg-Schörzingen (Pfarrscheuerareal). 
 
Im Bereich der Flurstücke 4931, 4932, 4933 und 4934 wurde der Grenzverlauf geringfügig 
geändert und dem bearbeitenden Planungsbüro Ohnmacht Ingenieure mitgeteilt. Diese 
geringfügige Änderung ist in den vorliegenden Planungsunterlagen nicht enthalten. 
Die Flurstücksgrenzen im Flurbereinigungsgebiet sind noch nicht rechtskräftig, und können sich 
im weiteren Verfahrenslauf noch ändern, z.B. aufgrund von Widersprüchen. 
 
Vermessung  
Der Bebauungsplan befindet sich innerhalb des Flurbereinigungsgebietes Schömberg-
Schörzingen „Pfarrscheuerareal“. Die im Bebauungsplan dargestellten Flurstücke entsprechen 
nicht der aktuellen Liegenschaftskarte. 
Die Darstellung der Flurstücke entspricht dem neuen Bestand der Flurbereinigung (noch nicht 
rechtskräftig). Siehe Stellungnahme der Flurneuordnung. 
 
 
Abfallwirtschaftsamt, Ansprechpartnerin Frau Gallinaro, Tel.: 92-1382 
Gegen das Bauvorhaben bestehen aus abfallwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken, wenn 
folgende Hinweise beachtet werden und somit 
 
- die Tragfähigkeit der Straßen mindestens 30 t beträgt, 
 
- die Straßenbreite zum Entleeren der Müllbehälter mindestens 4 m beträgt,  
 
- das Durchfahrtprofil mindestens 4 m Höhe und 3 m Breite beträgt, 
 
- es sich um Durchfahrtstraßen oder um Sackgassen / Stichstraßen mit einer 

Wendemöglichkeit von mindestens 18 m Durchmesser handelt, 
 
- bei Gefällstrecken die Abfallsammelfahrzeuge sicher gebremst werden können, 
 



 

 

- Privatwege, Privatstraßen und Privatgrundstücke nur dann befahren werden, wenn die 
schriftliche Erlaubnis des / der Eigentümer vorliegt. 

 
Sonstige Hinweise: 
 
Falls Grundstücke nicht direkt anfahrbar sind, weil keine ausreichend dimensionierte 
Wendemöglichkeit besteht, müssen die betroffenen Anwohner ihre Abfälle entsprechend 
den Vorgaben der Abfallwirtschaftssatzung des Zollernalbkreises an der nächstgelegenen 
Durchfahrtstraße zur Abholung bereitstellen. Insoweit wird angeregt, eine entsprechende 
Regelung in den Bebauungsplan aufzunehmen oder die betroffenen 
Grundstückseigentümer davon zu unterrichten.  

 
 
Brandschutz, Ansprechpartner Herr Bleile, Tel.: 92-1334 
Es bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben, sofern die beiliegenden 
Nebenbestimmungen als Bestandteil in den baurechtlichen Bescheid aufgenommen werden.  
 
 
Kreisbaumeisterin, Ansprechpartnerin Frau Beiter, Tel.: 92-1315 
Die Stellungnahme wird baldmöglichst nachgereicht. 
 
 
Naturschutz, Ansprechpartner Herr Eckert, Tel.: 92-1342 
Die Stellungnahme wird baldmöglichst nachgereicht. 
 
Baurecht: 

1. Der Bebauungsplan „Pfarrscheuerareal“ in Schömberg-Schörzingen ist nicht vollständig aus 
dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan (FNP) entwickelt. Der Bebauungsplan wird im 
beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB aufgestellt. Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB kann im beschleunigten Verfahren ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen 
des FNP abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der FNP geändert oder ergänzt ist; die 
geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt 
werden; der FNP ist im Wege der Berichtigung anzupassen. Der Bebauungsplan bedarf 
keiner Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde.  

2. Unter Ziffer 4.2. der planungsrechtlichen Festsetzungen wird auf eine NBauO Bezug 
genommen. In Baden-Württemberg gilt die Landesbauordnung (LBO). 

3.  Wir bitten um Überprüfung der Festsetzungen zu Garagen, Carports und Stellplätzen (Ziffer 
5. der planungsrechtlichen Festsetzungen). Was ist ein geeignetes Bauteil um eine Garage 
an ein Hauptgebäude anzubinden? 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Müllges 
 
 
Anlage 
Nebenbestimmungen Brandschutz 
  



 

 

Amt für Bevölkerungsschutz, Vorbeugender Brandschutz und Zentrale Aufgaben 
 
 

Einstufung des Objekts 
 
Einstufung des Bebauungsgebiets: 
 
Allgemeines Wohngebiet (WA) 
Mischgebiet (MI) 
 
 

Nebenbestimmungen 
 
1. Bei Gebäuden, bei denen die Oberkante der zum Anleitern bestimmten Stellen weniger 

als 8 m über dem Gelände liegen, sind Aufstellflächen für die Steckleiter der Feuerwehr 
(Grundfläche 3 x 3 m) erforderlich. Zur Erreichung der anleiterbaren Stellen sind Zu- oder 
Durchgänge vorzuhalten. Diese müssen geradlinig und mindestens 1,25 m, bei 
Türöffnungen und anderen geringfügigen Einengungen mindestens 1 m breit sein. Die 
lichte Höhe muss mindestens 2,2 m, bei Türöffnungen und anderen geringfügigen 
Einengungen mindestens 2 m betragen. 

2. Es sind keine Gebäude möglich, bei denen die anzuleiternden Stellen mehr als 8m über 
der Geländeoberfläche liegen. Alternativ ist der zweite Rettungsweg baulich 
sicherzustellen. 

3. Es ist eine Löschwasserversorgung von mindestens 48 m³/h für eine Löschzeit von zwei 
Stunden erforderlich. Hierbei können Löschwasserentnahmestellen in einem Umkreis von 
300 m in Ansatz gebracht werden. Die Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist 
Aufgabe der Stadt bzw. der Gemeinde. 

4. Die öffentlichen Verkehrsflächen sind für Fahrzeuge der Feuerwehr befahrbar 
auszuführen.  

Hierbei sind die Voraussetzungen der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr 
und Infrastruktur über Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken und 
Zufahrten (VwV Feuerwehrflächen) zu erfüllen. 
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